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Liebe Kundin, lieber Kunde,

bitte lesen Sie die untenstehenden Informationen vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung. Wir informieren Sie darin zur 
angebotenen Leistung, zu den Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht, zum Widerrufsrecht, zum 
Datenaustausch und zum richtigen Verhalten im Schadensfall. Sie sind ein wichtiger Bestandteil dieses Antrags.

Vielen Dank!

Ihre GHV VERSICHERUNG

Schlusserklärung des Versicherungsmaklers 
(falls über Makler abgeschlossen)
Im Auftrag meines Mandanten beantrage ich stellvertretend die vorstehende Versicherung. Ich bestätige, dass mir die 
in der Empfangsbestätigung des Versicherungsnehmers genannten Unterlagen zur Verfügung standen und von mir 
ausgehändigt worden sind. Des Weiteren bestätige ich, dass mir ein Maklerauftrag vorliegt, der mich dazu legitimiert, 
stellvertretend für den Versicherungsnehmer diese Willenserklärung abzugeben.
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Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform  (z.B. Brief, Fax, 
E‑Mail) widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
	- der Versicherungsschein,
	- die Vertragsbestimmungen,

einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum ein-
schließlich der Tarifbestimmungen, 

	- diese Belehrung,
	- das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 
	- und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

GHV VERSICHERUNG
Postfach 10 09 14 | 64209 Darmstadt bzw.
Bartningstraße 59 | 64289 Darmstadt
E‑Mail: vertrag@ghv‑versicherung.de
Fax: 06151 3603‑155

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Beiträge, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, 
darf der Versicherer in diesem Fall behalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 des mitgeteilten 
Jahresbeitrags (bei jährlicher Beitragszahlung) bzw. 1/180 des mitgeteilten Halbjahresbeitrags (bei halbjährlicher Beitrags-
zahlung) bzw. 1/90 des mitgeteilten Vierteljahresbeitrags (bei vierteljährlicher Beitragszahlung) bzw. 1/30 des mitgeteilten 
Monatsbeitrags (bei monatlicher Beitragszahlung) multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz 
bestanden hat. Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wider-
rufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass emp-
fangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer 
vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
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Abschnitt 2

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren  Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im  Folgenden im 
Einzelnen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:
1.	 die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; 
2.	 die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwi‑

schen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
‑gruppen auch den Namen  eines  Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Ver‑
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informa‑
tionen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3.	 die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;
4.	 die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit 

der Leistung des Versicherers;
5.	 den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Bei‑

träge einzeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versicherungsver‑
träge umfassen soll, oder, wenn der genaue Preis nicht angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen 
seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

6.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge;
7.	 die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeits‑

dauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des Preises;
8.	 Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des 

Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein 
soll;

9.	 das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, 
insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die 
Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gege‑
benenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließ‑
lich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen 
und deutlich gestalteten Form;

10.	 Angaben zur Laufzeit des Vertrags;
11.	 Angaben zur Beendigung des Vertrags; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 

einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorge‑
hobenen und deutlich gestalteten Form;

12.	 die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen 
zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt;

13.	 das auf den Vertrag anwendbare Recht;
14.	 die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen 

mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die 
Kommunikation während der Laufzeit des Vertrags zu führen;

15.	 einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde‑ und Rechtsbehelfsverfahren und 
gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die 
Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;

16.	 Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Auf‑
sichtsbehörde.

Ihre GHV VERSICHERUNG

Stand: 1. Januar 2022
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Allgemeine Vertragsbedingungen
nach § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei 
Versicherungsverträgen (VVG‑InfoV)

Stand: 1. Januar 2023

Gesellschaftsangaben

Gemeinnützige Haftpflicht‑Versicherungsanstalt | Anstalt des öffentlichen Rechts 
Bartningstraße 59 | 64289 Darmstadt
Sitz der Gesellschaft: Darmstadt 
Vorstand: Wilhelm Kins (Sprecher), Thorsten Vaupel 
Verwaltungsrat: Jutta Lehne (V)
Tel.: 06151 3603‑0 | Fax: 06151 3603‑130 
E‑Mail: info@ghv‑versicherung.de 
Internet: www.ghv‑versicherung.de

Hauptgeschäftstätigkeit 

Die GHV VERSICHERUNG betreibt als Erstversicherer die Allgemeine Haftpflicht‑, Kraftfahrzeug‑, Unfall‑ und Tierversicherung.

Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde ist das 
Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
Referat III6 | Postfach 31 29 | 65021 Wiesbaden

Versicherungsbedingungen & Merkmale der Versicherungsleistung

Für Ihren Vertrag gelten 
	- diese Allgemeinen Vertragsbedingungen
	- das Produktinformationsblatt (IPID)
	- die Allgemeinen Versicherungsbedingungen
	- Besondere Bedingungen und
	- weitere Vereinbarungen / Klauseln sowie
	- die Satzung der GHV.

Bitte prüfen Sie, ob Sie diese Unterlagen vollständig erhalten haben und ob Sie rechtzeitig von diesen Kenntnis nehmen konn-
ten. Die Versicherungsleistung ergibt sich aus dem Versicherungsschein und weiteren Vertragsbestimmungen.

Versicherungsbeitrag

Ihr zu zahlender Beitrag ist abhängig vom Leistungsumfang und den vereinbarten Versicherungs‑/Deckungssummen. Der Bei-
trag, eventuelle Ratenzuschläge und die Versicherungsteuer ergeben sich aus dem Antrag bzw. dem Angebot.

Zusätzlich anfallende Kosten 

Wir erheben keine Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages. Lediglich die Kosten für Mahnungen sowie bei 
Nichteinlösung im Lastschriftverfahren stellen wir Ihnen in Rechnung. 

Informationen zur Beitragszahlung

Erstbeitrag | Die Zahlung des Erstbeitrags gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von  
14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins erfolgt.
Folgebeitrag | Die Zahlung des Folgebeitrags gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitpunkt (Fälligkeit) erfolgt.
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Lastschriftverfahren | Ist das Lastschriftverfahren vereinbart, ist die Zahlung des Erstbeitrags bzw. des Folgebeitrags rechtzeitig, 
wenn wir den Beitrag zum genannten Zeitpunkt einziehen konnten und nicht gegen das Lastschriftverfahren Widerspruch ein-
gelegt wurde.
Unsere Bankverbindung | Volksbank Kassel Göttingen eG | IBAN: DE40 5209 0000 0000 4045 00 | BIC: GENODE51KS1

Gültigkeitsdauer von Angeboten

Wir halten uns sechs Wochen ab Erstellungsdatum an unsere Angebote gebunden.

Zustandekommen des Vertrags

Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere inhaltlich übereinstimmende Vertragserklärung (Willens-
erklärung) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen. 
Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und 
Hinweisen auf die damit verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt.
Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag abgeschlossen worden ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, 
in den beigefügten Allgemeinen Vertragsdaten angegebenen Versicherungsbeginn. Ihr Vertrag gilt als geschlossen, wenn 
wir Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrags angenommen haben bzw. wenn wir Ihre Annahmeerklärung zu 
unserem Antrag erhalten haben. Ist der Erstbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht bezahlt, sind wir nicht zur Leis-
tung verpflichtet. Vorbehaltlich Ihres Widerrufrechts nach § 8 Versicherungsvertragsgesetz sind wir berechtigt, Ihren Antrag 
auf Abschluss eines Versicherungsvertrags bis zum Ablauf von einem Monat anzunehmen. Diese Annahmefrist beginnt mit 
dem Tag der Antragstellung.
Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der Vertragsgestaltung zu klären sind) auch auf Grund einer vor-
läufigen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach 
endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versiche-
rungsschutz endet. 

Laufzeit

Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag und dem Versicherungsschein.

Beendigung des Vertrags

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder 
uns spätestens drei Monate, in der Kfz‑Versicherung einen Monat, vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist. 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
Im übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
	- für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsfall,
	- für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
	- für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

Einzelheiten können Sie den Allgemeinen Bedingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unbe-
rührt.
Sofern andere Kündigungsfristen vereinbart sind, sind diese maßgebend.

Anwendbares Recht | zuständiges Gericht

Es findet deutsches Recht Anwendung. 
Für Klagen gegen die GHV sind die Gerichte in Darmstadt zuständig. Für Klagen der GHV gegen den Versicherungsnehmer 
richtet sich die Zuständigkeit der Gerichte nach dem Wohnort bzw. dem Aufenthaltsort, bei juristischen Personen nach dem 
Ort der Niederlassung. Gemäß § 215 Abs. 3 VVG kann eine abweichende Vereinbarung getroffen werden.

Vertragssprache

Vertragssprache ist die deutsche Sprache.

Änderung der Anschrift oder des Namens

Bitte teilen Sie uns Änderungen Ihrer Anschrift (Wohnung oder Geschäft) oder Ihres Namens (Firmierung) zur Vermeidung von 
Nachteilen unverzüglich mit. Erklärungen, die wir per Einschreiben an Ihre letzte, uns bekannte Andresse senden, gelten als 
Ihnen zugegangen.

Anzeigen und Erklärungen des Versicherers

Für unsere schriftlichen Anzeigen und Erklärungen genügt ein maschinell erzeugtes Dokument, das ohne Unterschrift gültig ist.



GHV  |  Der Versicherer für Land & Leute 

Kundeninformation 2023-002	 Seite 7

Beschwerdestellen | Aufsichtsbehörden

Wir sind stets bemüht, alle Angelegenheiten zu Ihrer vollsten Zufriedenheit zu erledigen. Dennoch kann es im Einzelfall vorkom-
men, dass Sie Anlass zur Beschwerde sehen. In solchen Fällen können Sie sich an folgende Stellen wenden:
	- Ihre Vermittlerin / Ihren Vermittler
	- den Vorstand der GHV VERSICHERUNG
	- Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 

Referat III6 | Postfach 31 29 | 65021 Wiesbaden.
Unser Versicherungsunternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann. Sie können deshalb das kostenlose 
außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt 
hiervon unberührt. 
Informationen über den Versicherungsombudsmann, das Beschwerdeverfahren und die Kontaktmöglichkeiten finden Sie 
unter: 
	- www.versicherungsombudsmann.de
	- Versicherungsombudsmann e. V. 

Postfach 080632 | 10006 Berlin
Zudem besteht die weitere Möglichkeit, die Online‑Streitbeilegungs‑Plattform für die Beilegung von Streitigkeiten zu nutzen:
	- http://ec.europa.eu/consumers/odr/
	- info@ghv‑versicherung.de
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Zahlung Erstbeitrag I Vorläufige Deckung
  

Stand: 1. Januar 2022

Belehrung nach § 37 Abs. 2 VVG über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrages 

Damit wir Ihnen Versicherungsschutz gewähren können, müssen Sie die vereinbarten Beiträge zahlen. 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, beginnt der Versicherungsschutz frühestens zu dem Zeit-
punkt, zu dem Sie den Beitrag zahlen. Der Versicherungsschutz beginnt gleichwohl zu dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn 
Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 
Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktreten, solange Sie die Zah-
lung nicht bewirkt haben. Unser Rücktrittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten haben. 

Hinweis
Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrages und zur 
Rechtzeitigkeit der Zahlung entnehmen Sie dem Versicherungsschein sowie den für Ihren Vertrag geltenden Versicherungs-
bedingungen. 

Vorläufige Deckung (§§ 49 bis 52 VVG) 

Der Vertrag über die vorläufige Deckung endet spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem nach einem vom Versicherungsneh-
mer geschlossenen Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige Deckung ein gleichartiger Versicherungs-
schutz beginnt. Ist der Beginn des Versicherungsschutzes nach dem Hauptvertrag oder dem weiteren Vertrag über vorläu-
fige Deckung von der Zahlung des Beitrags durch den Versicherungsnehmer abhängig, endet der Vertrag über vorläufige 
Deckung bei Nichtzahlung oder verspäteter Zahlung des Beitrags davon abweichend spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherungsnehmer mit der Beitragszahlung in Verzug ist.
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Anzeigepflicht | Rechtliche Hinweise
nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung 
der gesetzlichen Anzeigepflicht

Stand: 1. Januar 2019

Liebe Kundin, lieber Kunde,

bitte beantworten Sie unsere Fragen bei Antragsstellung wahrheitsgemäß und vollständig, damit wir Ihren 
Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können. Geben Sie auch solche Umstände an, denen Sie nur geringe 
Bedeutung beimessen. 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben 
machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden 
Information entnehmen.

Vielen Dank!

Ihre GHV VERSICHERUNG

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen 
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1.	 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, blei-
ben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
	- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
	- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

2.	 Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3.	 Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan-
gen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.
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4.	 Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzu-
geben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 
für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Ver-
tragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, 
wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5.	 Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich 
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem 
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

Ergänzende Informationen für Fernabsatzverträge
Diese Informationen gelten für Versicherungsverträge, die unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln 
(zum Beispiel Brief, Telefon, Fax, E‑Mail, Internet) abgeschlossen werden (Fernabsatzverträge).

1.	 Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungsscheins zustande.
2.	 Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 2 Wochen in Textform ohne Begründung widerrufen. Die Widerrufsfrist 

beginnt am Tag des Abschlusses des Fernabsatzvertrages bzw. – falls Ihnen die Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen und die beiliegenden Informationen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
noch nicht vorlagen – mit dem Zugang der genannten Unterlagen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absen-
dung des Widerrufs. Durch den Widerruf wird der Vertrag unwirksam. Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von 
beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Soweit 
im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, besteht kein Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen über Versicherungen mit 
einer Laufzeit unter einem Monat. Sofern Sie Ihr Widerrufsrecht ausüben, haben wir nur den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge haben Sie in 
diesem Fall zu zahlen. Die Erstattung durch uns muss unverzüglich, spätestens 30 Kalendertage nach Zugang des Wider-
rufs erfolgen. Soweit Sie ein Widerspruchsrecht nach den gesetzlichen Vorschriften über Fernabsatzverträge haben, steht 
Ihnen ein Widerspruchsrecht gemäß § 8 VVG nicht zu.
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Gläubiger-ID: DE95ZZZ00000111555
USt-ID-Nr.: DE114107069 
Vers.St-Nr.: 807/V90807010692

Folgen bei Verletzung von Obliegenheiten nach 
dem Versicherungsfall
nach § 28 Abs. 4 VVG 

Stand: 1. Januar 2019

Liebe Kundin, lieber Kunde,

wenn der Versicherungsfall eingetreten ist, kommt es auf Ihre Mithilfe an, um den Schaden schnell zu regulieren. Bitte 
beachten Sie dann folgende Hinweise.

Vielen Dank!

Ihre GHV VERSICHERUNG. 

Auskunfts‑ und Aufklärungsobliegenheiten, Vorlage von Belegen 

Aufgrund der mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen können wir von Ihnen nach Eintritt des Versicherungsfalls 
verlangen, dass Sie uns wahrheitsgemäß und fristgerecht jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls 
oder des Umfangs unserer Leistungspflicht erforderlich ist, und uns die sachgerechte Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit 
ermöglichen, als Sie alles Ihnen zur Sachverhaltsaufklärung Zumutbare unternehmen. Wir können ebenfalls verlangen, dass 
Sie uns fristgerecht Belege vorlegen, soweit es Ihnen zugemutet werden kann. 

Leistungsfreiheit

Verstoßen Sie vorsätzlich gegen Ihre Obliegenheiten zur Auskunft, Aufklärung oder Vorlage von Belegen, verlieren Sie Ihren 
Anspruch auf die Versicherungsleistung. Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen eine dieser Obliegenheiten, können wir unsere 
Leistung im Verhältnis zur Schwere Ihres Verschuldens – ggf. bis zum vollständigen Anspruchsverlust – kürzen. Eine Kürzung 
erfolgt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben. 
Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, Aufklärung oder Vorlage von Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leis-
tung verpflichtet, als Sie nachweisen, dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung weder für die Fest-
stellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 
Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, Aufklärung oder Vorlage von Belegen arglistig, werden wir in jedem Fall von unse-
rer Verpflichtung zur Leistung frei. 

Hinweis:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, zur Auf-
klärung und Vorlage von Belegen verpflichtet. 



GHV  |  Der Versicherer für Land & Leute 

Kundeninformation 2023-002	 Seite 14



GHV  |  Der Versicherer für Land & Leute 

Kundeninformation 2023-002	 Seite 15

Gemeinnützige Haftpfl icht-Versicherungsanstalt
Anstalt des öffentlichen Rechts

Hausanschrift: 
GHV VERSICHERUNG
Bartningstraße 59
64289 Darmstadt

Kontakt: 
06151 3603-0
info@ghv-versicherung.de
www.ghv-versicherung.de

 

Gläubiger-ID: DE95ZZZ00000111555
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Informationen zur Datenverarbeitung
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
durch die GHV | Ihre nach dem Datenschutzrecht 
zustehenden Rechte 

Stand: 1. Januar 2023

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung

Gemeinnützige Haftpflicht‑Versicherungsanstalt | Anstalt des öffentlichen Rechts 
Bartningstr. 59 |64289 Darmstadt 
Tel. 06151 3603‑0 | Fax 06151 3603‑130 
info@ghv‑versicherung.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauftragter 
– oder per E‑Mail unter:
datenschutz@ghv-versicherung.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU‑Datenschutz‑Grundverordnung (DSGVO), des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss 
des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, ver-
arbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben 
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.
Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages sowie die Bearbeitung eines Schadens sind ohne die Ver-
arbeitung Ihrer personenbezogenen Daten nicht möglich. 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statistiken, z. B. für 
die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist  
Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 
DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. 
§ 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies 
kann insbesondere erforderlich sein: 
	- zur Gewährleistung der IT‑Sicherheit und des IT‑Betriebs,
	- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte unserer Kooperationspartner sowie für 

Markt‑ und Meinungsumfragen,
	- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von Hinweisen, 

die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels‑ und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen  
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir Sie im Rah-
men der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Rückversicherer
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es 
erforderlich sein, Ihre Vertrags‑ und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der Rückversicherer 
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unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko‑ oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung 
von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unseres 
Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. 
Nähere Informationen zu den eingesetzten Rückversicherern stellen Ihnen diese unter:  
	- www.es‑rueck.de, 
	- www.scor.com, 
	- www.deutscherueck.de  

zur Verfügung. Sie können die Informationen auch unter den oben genannten Kontaktinformationen anfordern.
Vermittler 
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags‑, Vertrags‑ und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung 
in Ihren Versicherungs‑ und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Externe Dienstleister
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten und zur Erstellung versicherungsspezifischer 
Statistiken zum Teil externer Dienstleistungsunternehmen. Diese sind gesondert zur Verschwiegenheit und auf den Daten-
schutz verpflichtet. 
Weitere Empfänger
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur 
Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei 
kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unter-
nehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern 
wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis‑ und Aufbewah-
rungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschege-
setz. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren. 

Betroffenenrechte

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen.
Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. 
Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von 
Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich 
aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Gustav‑Stresemann‑Ring 6 |5189 Wiesbaden  
Tel. 0611 1408‑0 | Fax 0611 1408‑611 
poststelle@datenschutz.hessen.de

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der 
Kfz‑Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu 
können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag 
benannten früheren Versicherer erfolgen.
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Satzung der GHV VERSICHERUNG
vom 1. August 2021

Beschlossen in der Sitzung der Vertreterversammlung vom 9. Juni 2021

§ 1	 Rechtsform und Sitz
(1)	 Die Gemeinnützige Haftpflicht‑Versicherungsanstalt (GHV) ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts. 
(2)	 Die Anstalt hat ihren Sitz in Darmstadt. 
(3)	 Träger der Anstalt ist die Stiftung Gemeinnützige Haftpflicht‑Versicherungsanstalt Darmstadt, rechtsfähige Stif-

tung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Darmstadt. 

§ 2	 Zweck
(1)	 Die Anstalt betreibt die Allgemeine Haftpflichtversicherung, die Kraftfahrzeugversicherung für land‑ und forst-

wirtschaftliche Fahrzeuge und Arbeitsmaschinen sowie Universalmotorgeräteträger aller Art, die Tierversiche-
rung und die Allgemeine Unfallversicherung. Die Kraftfahrzeugversicherung erstreckt sich auch auf Personen-
kraftwagen, Anhänger und Lieferwagen, wenn der Versicherungsnehmer *
1.	 landwirtschaftlicher Unternehmer oder ehemaliger landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne von  

§ 123 Abs. 1 SGB VII und Mitglied der SVLFG ist bzw. war oder
2.	 Ehegatte, Lebenspartner, Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft oder mitarbeitender Familien-

angehöriger von Personen ist, die die vorstehenden Voraussetzungen erfüllen, oder 
3.	 Witwe oder Witwer von Personen ist, die bei ihrem Tod die vorstehenden Voraussetzungen erfüllt haben, 

oder
4.	 Arbeitnehmer in der Land‑ oder Forstwirtschaft sowie im Wein‑ und Gartenbau ist oder war. 
5.	 Arbeitnehmer eines Arbeitgebers ist oder war, mit dem eine Sondervereinbarung besteht.
Sie gewährt natürlichen und juristischen Personen auf Antrag Versicherungsschutz nach Maßgabe ihrer Versiche-
rungsbedingungen.

(2)	 Die Anstalt kann mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde weitere Versicherungssparten sowie Mit‑ und Rück-
versicherung betreiben. 

(3)	 Die Anstalt kann für andere Versicherungsunternehmen Versicherungsverträge vermitteln.

* Wenn im Folgenden das generische Maskulinum verwandt wird, sind Personen männlichen, weiblichen und diversen Geschlechts sowie Personen ohne 
eine solche Angabe (vgl. § 22 Abs. 3 PStG) gemeint. 

§ 3	 Organe
(1)	 Die Organe der Anstalt sind:

1.	 die Vertreterversammlung,
2.	 der Verwaltungsrat und 
3.	 der Vorstand.
Zur Beratung und Unterstützung der Organe können Beiräte gebildet werden.

(2)	 Die Tätigkeit der Mitglieder der Vertreterversammlung, des Verwaltungsrates und des Beirates ist ehrenamtlich. 
Sie erhalten ein Sitzungsgeld, Ersatz der Reisekosten und eine pauschale Aufwandsentschädigung.

§ 4	 Vertreterversammlung
(1)	 Die Vertreterversammlung besteht aus 48 Mitgliedern, von denen 

	- jeweils acht Mitglieder von der Industriegewerkschaft Bauen‑Agrar‑Umwelt (Landwirtschaft, Forsten, Wein-
bau), dem Land‑ und Forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverband für Hessen e. V. und dem Hessischen Bauern-
verband e. V. (Entsendungsberechtigte Land‑ und Forstwirtschaft),

	- jeweils zwölf Mitglieder von der Gruppe der Arbeitnehmer, bestehend aus den gärtnerischen Arbeitnehmer-
vereinigungen Industriegewerkschaft Bauen‑Agrar‑Umwelt (Gartenbau und Garten‑ und Landschaftsbau) 
und der Gewerkschaft Verdi, und von der Gruppe der Arbeitgeber, bestehend aus der Arbeitsgemeinschaft 
der Gärtnerischen Arbeitgeberverbände e. V., (Entsendungsberechtigte Gartenbau),
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entsandt werden. Jeder Entsendungsberechtigte benennt die von ihm entsandten Mitglieder sowie deren Stellver-
treter auf einer Liste; je Mitglied soll ein Stellvertreter benannt werden. Eine persönliche Stellvertretung findet nicht 
statt. Die Amtsdauer beträgt sechs Jahre und endet unabhängig vom Zeitpunkt der Entsendung mit dem Zusam-
mentritt der nächsten gemäß Satz 1 gebildeten Vertreterversammlung. 

(2)	 Die nach dem ersten Spiegelstrich im ersten Absatz entsandten Mitglieder bzw. Vertreter sind zugleich Mitglied 
der Fachgruppe „Land‑ und Forstwirtschaft“ in der Vertreterversammlung, die nach dem zweiten Spiegelstrich 
entsandten Mitglieder bzw. Vertreter der Fachgruppe „Gartenbau“ in der Vertreterversammlung. Der Vorsit-
zende der jeweiligen Fachgruppe und (im Fall der Fachgruppe „Land‑ und Forstwirtschaft) die bis zu zwei stell-
vertretenden Vorsitzenden bzw. (im Fall der Fachgruppe „Gartenbau“) der stellvertretende Vorsitzende werden 
aus der Mitte der jeweiligen Fachgruppe gewählt. Im Übrigen gilt § 4 Abs. 3 S. 2 bis 5 der Satzung entsprechend.

(3)	 Der Vorsitzende der Vertreterversammlung und die bis zu vier stellvertretenden Vorsitzenden werden auf Vor-
schlag der Fachgruppen, wobei die Fachgruppe „Land‑ und Forstwirtschaft“ bis zu drei und die Fachgruppe 
„Gartenbau“ bis zu zwei Wahlvorschläge unterbreiten darf, aus der Mitte der Vertreterversammlung mit der 
Mehrheit der satzungsmäßigen Mitgliederzahl gewählt. Jeder der Entsendungsberechtigten kann einen Vorsit-
zenden bzw. stellvertretenden Vorsitzenden stellen. Der Vorsitz wechselt zwischen dem Vorsitzenden und dem/
den stellvertretenden Vorsitzenden (im Folgenden: alternierende Vorsitzende). Die auf den jeweiligen alter-
nierenden Vorsitzenden entfallende Amtsdauer wird von der Vertreterversammlung festgelegt, wobei jedem 
alternierenden Vorsitzenden ein gleicher Teil der gesamten Wahlperiode als Amtsdauer zusteht; die Vertreter 
mehrerer Entsendungsberechtigter können vereinbaren, dass für die Dauer der auf ihre Vertreter entfallenden 
Vorsitzendentätigkeit einer der Vertreter den Vorsitz führt. Erhält ein Wahlvorschlag einer Fachgruppe weder im 
ersten noch im zweiten Wahlgang die Mehrheit der satzungsmäßigen Mitgliederzahl, so ist ein dritter Wahlgang 
durchzuführen; in diesem dritten Wahlgang reicht die Mehrheit der abgegebenen Stimmen aus.

(4)	 Die Vertreterversammlung beschließt über die in der Satzung genannten Fälle, insbesondere über
1.	 die Satzung der Anstalt, 
2.	 die Genehmigung des Jahresabschlusses,  
3.	 die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Verwaltungsrates, 
4.	 die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen, 
5.	 die Geschäftsordnung der Vertreterversammlung,  
6.	 die Bildung und personelle Besetzung von Ausschüssen der Vertreterversammlung und des Entschädigungs-

ausschusses gemäß § 11, 
7.	 die Errichtung und personelle Besetzung von Beiräten gemäß § 10. 
Die Fachgruppen sollen die Willensbildung in der Vertreterversammlung fördern. Sie haben keine Rechte außer 
den in dieser Satzung genannten. Insbesondere können sie keine Beschlüsse mit Wirkung für die GHV fassen.

(5)	 Die Vertreterversammlung vertritt die Anstalt gegenüber dem Verwaltungsrat und dessen Mitgliedern. Rechts-
verbindliche Erklärungen bedürfen der Schriftform. Sie werden von dem jeweiligen alternierenden Vorsitzen-
den oder im Falle von dessen Verhinderung von dem darauf folgenden alternierenden Vorsitzenden vollzogen. 
Im Übrigen wird die Ausführung von Beschlüssen in der Geschäftsordnung geregelt.

§ 5	 Sitzungen der Vertreterversammlung
(1)	 Die Vertreterversammlung tritt mindestens einmal im Kalenderjahr zusammen. Sie ist einzuberufen, wenn der 

Vorstand, mindestens ein Drittel der Mitglieder der Vertreterversammlung oder der Verwaltungsrat dies unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände verlangen. 

(2)	 Die Vertreterversammlung wird von ihrem jeweiligen alternierenden Vorsitzenden oder im Falle von dessen Ver-
hinderung von dem darauf folgenden alternierenden Vorsitzenden einberufen und geleitet (Sitzungsleiter). Zu 
den Sitzungen ist unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen einzuladen. Die Entwurfsfas-
sung des Einladungsschreibens nebst Tagesordnung soll mindestens eine Woche vor dem Versand den Vorsit-
zenden der Fachgruppe vorgelegt werden; Änderungs‑ oder Ergänzungswünsche der Vorsitzenden der Fach-
gruppen sollen möglichst berücksichtigt werden. Die notwendigen Erläuterungen zur Tagesordnung sind nach 
Möglichkeit mit der Ladung zu übersenden oder nachzureichen. 

(3)	 An den Sitzungen der Vertreterversammlung nehmen die Mitglieder des Vorstandes teil. Die Geschäftsordnung 
kann die Einladung weiterer Teilnehmer vorsehen. Der Sitzungsleiter kann ihnen jederzeit das Wort erteilen. Ein 
Antrag, die Mitglieder des Vorstandes von der Beratung einzelner Punkte der Tagesordnung auszuschließen, 
kann mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder der Vertreterversammlung abgelehnt werden.

(4)	 Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und 
einschließlich des Sitzungsleiters die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Die Beschluss-
fähigkeit stellt der Sitzungsleiter vor Eintritt in die Tagesordnung fest. Bei Beschlussunfähigkeit kann binnen einer 
Woche zur Erledigung der Tagesordnung eine neue Sitzung einberufen werden. In dieser Sitzung ist die Ver-
treterversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der 
Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen. 

(5)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit 
ist der Antrag abgelehnt. Zur Beschlussfassung in den Fällen des § 4 Abs. 4 Nr. 2, 3 und 6 ist eine Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder insgesamt und bezogen auf jede Gruppe der Entsendungsberechtigten 
erforderlich.

(6)	 Über die Sitzung der Vertreterversammlung ist eine Niederschrift in abgekürzter Form anzufertigen, in der die 
Namen der Sitzungsteilnehmer, die Verhandlungsgegenstände und die Beratungsergebnisse verzeichnet sind. 
Die Niederschrift ist von dem Sitzungsleiter und einem zweiten Mitglied der Vertreterversammlung zu unter-
zeichnen, den Mitgliedern der Vertreterversammlung zu übersenden und in der nächsten Sitzung festzustellen.
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(7)	 Die Vertreterversammlung kann in eilbedürftigen Fällen auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schrift-
licher oder fernmündlicher Abstimmung Beschlüsse fassen, wenn ihr jeweiliger alternierender Vorsitzender oder 
im Falle von dessen Verhinderung ihr darauf folgender alternierender Vorsitzende eine solche Beschlussfassung 
unter Festsetzung einer angemessenen Frist zur Stellungnahme anordnet und kein Mitglied der Vertreterver-
sammlung diesem Verfahren widerspricht. Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 gelten entsprechend. Das Abstimmungs-
ergebnis ist unverzüglich allen Beteiligten mitzuteilen. Diese Beschlüsse sind in die Niederschrift der nächsten 
Sitzung aufzunehmen.

(8)	 In besonderen Fällen (z. B. pandemische Lage), deren Vorliegen der jeweilige alternierende Vorsitzende oder 
im Falle von dessen Verhinderung der jeweilige alternierende Vorsitzende nach freiem Ermessen feststellt, kann 
der jeweilige alternierende Vorsitzende oder im Falle von dessen Verhinderung der darauf folgende alternie-
rende Vorsitzende anordnen oder auf entsprechenden Antrag hin allen oder einzelnen Mitgliedern der Ver-
treterversammlung oder sonstigen Teilnehmern nach § 5 Abs. 3 gestatten, sich während der Sitzung an einem 
anderen Ort aufzuhalten und dort Handlungen (z. B. Abstimmungen) vorzunehmen. Die Sitzung wird in diesen 
Fällen zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort und in das Sitzungszimmer, in welchem sich der Sitzungsleiter 
befindet, übertragen; es muss zugleich die technische Form einer Videokonferenz gewährleistet sein, bei wel-
cher unter der Leitung des Sitzungsleiters jedes Mitglied oder jeder sonstige Teilnehmer jederzeit von seinem 
Aufenthaltsort aus zeitgleich mit jedem anderen Mitglied oder sonstigen Teilnehmer kommunizieren kann und 
alle Mitglieder bzw. Teilnehmer die gesamte Kommunikation mithören können. Die Übertragung wird nicht auf-
gezeichnet. Die Mitglieder, deren Teilnahme in Bild und Ton in das Sitzungszimmer übertragen wird und die 
jederzeit von ihrem Aufenthaltsort aus zeitgleich mit jedem anderen Mitglied oder sonstigen Teilnehmer kom-
munizieren und die gesamte Kommunikation mithören können, sind anwesend im Sinne des § 5 Abs. 4. Der Sit-
zungsleiter stellt vor der Feststellung der Beschlussfähigkeit nach § 5 Abs. 4 ausdrücklich fest: (a) das Vorliegen 
eines besonderen Falles nach Satz 1, (b) die Ortsabwesenheit einzelner oder aller Mitglieder oder sonstiger Teil-
nehmer unter Angabe des Namens des jeweiligen Mitglieds bzw. Teilnehmers nach Satz 1, (c) das Vorliegen der 
technischen Voraussetzungen nach Satz 2. Er vermerkt dies in der Niederschrift nach Absatz 6; der Inhalt der 
Niederschrift wird insoweit unwiderleglich als richtig und vollständig vermutet.

(9)	 Eine Tagung der Fachgruppen kann unmittelbar vor jeder Sitzung der Vertreterversammlung und stets 
am selben Ort wie die Sitzung der Vertreterversammlung stattfinden; ausgenommen sind Fälle des  
§ 5 Abs. 7 S. 1 und § 5 Abs. 8 der Satzung. Mit der Einberufung der Vertreterversammlung gelten die Fachgrup-
pen  als miteinberufen; einer gesonderten Einberufung bedarf es nicht. Die Tagung der Fachgruppen wird von 
ihrem jeweiligen Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung von den nach der Reihenfolge zuständigen stell-
vertretenden Vorsitzenden geleitet (Sitzungsleiter Fachgruppe).

§ 6	 Verwaltungsrat
(1)	 Der Verwaltungsrat besteht aus 24 Mitgliedern, von denen jeweils vier Mitglieder von den drei Entsendungs-

berechtigten Land‑ und Forstwirtschaft und jeweils sechs Mitglieder von den beiden Entsendungsberechtigten 
Gartenbau entsandt werden. § 4 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

(2)	 Der Vorsitzende und die bis zu vier stellvertretenden Vorsitzenden werden aus der Mitte des Verwaltungsrats 
gewählt. Für die Wahl und die Amtsdauer gelten die Regelungen in § 4 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 3 Sätze 2 bis 5 
entsprechend.  

(3)	 Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstands und vertritt die Anstalt gegenüber dem 
Vorstand und dessen Mitgliedern. Über erhebliche, nicht alsbald zu beseitigende Missstände oder Schwierig-
keiten hat er die Vertreterversammlung unverzüglich zu unterrichten.  

(4)	 Der Verwaltungsrat beschließt über die in der Satzung genannten Fälle, insbesondere über
1.	 die Bestellung und den Widerruf der Bestellung der Vorstandsmitglieder, des Vorstandsvorsitzenden und 

eines stellvertretenden Vorsitzenden, 
2.	 die Feststellung des Jahresabschlusses und Lageberichts, 
3.	 die Verwendung des Jahresüberschusses und die Deckung von Jahresfehlbeträgen,
4.	 die Anträge an die Vertreterversammlung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes und des Ver-

waltungsrates, 
5.	 die Bestellung des Abschlussprüfers, 
6.	 Grundsätze für die Anlage der verfügbaren Mittel, 
7.	 die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates, 
8.	 die Geschäftsanweisung für den Vorstand, 
9.	 die Geschäftsordnung der Beiräte, 
10.	die Festsetzung der pauschalen Aufwandsentschädigung, des Sitzungsgeldes und der Reisekostensätze der 

Mitglieder der Vertreterversammlung, des Verwaltungsrats und der Beiräte,
11.	 die personelle Besetzung von Ausschüssen des Verwaltungsrats. 
12.	 die Einführung neuer Versicherungssparten.

§ 7	 Sitzungen des Verwaltungsrates
(1)	 Der Verwaltungsrat tritt nach Bedarf, jedoch mindestens zweimal im Kalenderjahr, zusammen. Er ist unverzüg-

lich einzuberufen, wenn der Träger, mindestens ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats, der Vorstand 
oder die Fachaufsichtsbehörde es unter Angabe der Verhandlungsgegenstände verlangen. Die Sitzung muss 
binnen drei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 
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(2)	 Der Verwaltungsrat wird von seinem jeweiligen alternierenden Vorsitzenden oder im Falle von dessen Verhinde-
rung von dem darauf folgenden alternierenden Vorsitzenden unter Beifügung der Tagesordnung einberufen. 
Die notwendigen Erläuterungen zur Tagesordnung sind nach Möglichkeit mit der Ladung zu übersenden oder 
nachzureichen. Die Mitglieder sind spätestens zwei Wochen vor der Sitzung in Textform einzuladen. In dringen-
den Fällen kann diese Frist abgekürzt werden. In besonders dringenden Fällen kann die Einladung auch durch 
E‑Mail, mündlich oder telefonisch übermittelt werden. 

(3)	 Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden von dem jeweiligen alternierenden Vorsitzenden oder im Falle von 
dessen Verhinderung von dem darauf folgenden alternierenden Vorsitzenden eröffnet, geleitet und geschlos-
sen (Sitzungsleiter Verwaltungsrat). Der Vorstand nimmt an den Sitzungen teil. 

(4)	 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Die Beschlussfähigkeit stellt der Vorsitzende vor Eintritt in 
die Tagesordnung fest. Bei Beschlussunfähigkeit kann binnen zwei Wochen zur Erledigung der gleichen Tages-
ordnung eine neue Sitzung einberufen werden, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig ist. Hierauf ist bei der Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen.

(5)	 Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleich-
heit ist der Antrag abgelehnt. Zur Beschlussfassung in den Fällen des § 6 Abs. 4 Nr. 12 ist eine Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder insgesamt und bezogen auf jede Gruppe der Entsendungsberechtigten 
erforderlich.

(6)	 Über die Sitzung des Verwaltungsrates ist eine Niederschrift in abgekürzter Form anzufertigen, in der Ort und Tag 
der Sitzung und die Namen der Teilnehmer, die Feststellung der Beschlussfähigkeit, die Verhandlungsgegen-
stände, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen, die Anträge, das Beratungsergebnis sowie die Beschlüsse 
verzeichnet sind. § 5 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend.

(7)	 Für die Beschlussfassung des Verwaltungsrates in eilbedürftigen Fällen gilt § 5 Abs. 7 entsprechend; eine tele-
fonische Abstimmung ist nicht zugelassen. Für die Beschlussfassung des Verwaltungsrates in besonderen Fällen 
(z. B. pandemische Lage) gilt § 5 Abs. 8 entsprechend.

§ 8	 Vorstand
(1)	 Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern, von denen eines zum Vorstandsvorsitzenden bestellt 

wird und ein weiteres zum stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden bestellt werden kann. 
(2)	 Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. Der Verwaltungsrat regelt die rechtsgeschäft-

liche Vertretung durch eine Geschäftsanweisung für den Vorstand.
(3)	 Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt.
(4)	 Der Vorstand beschließt über die Allgemeinen Versicherungsbedingungen und gibt diese dem Verwaltungsrat 

zur Kenntnis.

§ 9	 Unterrichtung der Organe und des Trägers
(1)	 Der Vorstand hat der Vertreterversammlung und dem Verwaltungsrat regelmäßig in von diesen Organen fest-

zulegenden Abständen über den Gang der Geschäfte und die wirtschaftliche Lage der Anstalt sowie dem Vor-
sitzenden des Verwaltungsrats bei wichtigen Anlässen mündlich oder in Textform zu berichten. Über Vorgänge, 
die auf die wirtschaftliche Lage der Anstalt von erheblichem Einfluss sein können, sind die Vertreterversamm-
lung und der Verwaltungsrat unverzüglich zu unterrichten, wobei in Angelegenheiten, die keinen Aufschub 
zulassen, vorab der jeweilige alternierende Vorsitzende des Verwaltungsrats zu informieren ist. Die Berichte des 
Vorstandes haben den Grundsätzen einer gewissenhaften und treuen Rechenschaft zu entsprechen. 

(2)	 Die Vertreterversammlung und der Verwaltungsrat können von dem Vorstand jederzeit mündliche oder schrift-
liche Berichte anfordern sowie die Prüfungsberichte, Schriften und Bücher der Anstalt einsehen und prüfen. Das 
gleiche Recht steht den jeweiligen alternierenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung und des Verwal-
tungsrats zu. Näheres regeln die Geschäftsordnungen.  

(3)	 Der Träger ist laufend über die wirtschaftliche Lage der Anstalt zu unterrichten. Dazu sind dem Träger die ent-
sprechenden Daten zur Verfügung zu stellen; die Anstalt hat die entsprechenden Vorkehrungen zu treffen. Der 
Träger kann weitere Informationen anfordern. 

§ 10	 Beiräte
Die Beiräte sollen aus einer angemessenen Anzahl von Mitgliedern bestehen, die auf Vorschlag des Verwaltungs-
rats von der Vertreterversammlung auf die Dauer von vier Jahren berufen werden. Er tritt mindestens einmal jährlich 
zusammen und soll neben allgemeiner Beratung und Unterstützung der Organe eine Sicherheit dafür bieten, dass regi-
onale und fachliche Eigenarten des versicherbaren Personenkreises bei der Gestaltung der Satzung, der Geschäfts-
politik und der Versicherungsbedingungen weitgehend Berücksichtigung finden.

§ 11	 Entschädigungsausschuss
(1)	 Bei der Anstalt wird ein Entschädigungsausschuss gebildet, der über Schadenersatzansprüche entscheidet, 

die eine bestimmte Schadensumme überschreiten. Die Höhe dieser Schadensumme wird von der Vertreter-
versammlung festgelegt. Unbeschadet des Satzes 1 entscheidet der Ausschuss über Beschwerden in Schaden‑ 
und Vertragsangelegenheiten, wenn der Versicherungsnehmer es beantragt. 
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(2)	 Der Ausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des Vorstandes als Vorsitzendem und zehn Beisitzern. Die Beisit-
zer werden von der Vertreterversammlung aus deren Mitte auf Vorschlag der jeweils zuständigen Fachgruppe 
gewählt; sie sollen Versicherungsnehmer der Anstalt sein.

(3)	 In dringenden Fällen kann der Vorsitzende allein entscheiden. Er hat den Ausschuss in der nächsten Sitzung zu 
unterrichten. 

§ 12	 Vermögen der Anstalt 
Die Mittel der Anstalt sind zur Deckung der satzungsmäßigen Versicherungsleistungen, der Verwaltungskosten sowie 
zur Ansammlung der Schwankungsrückstellung und der Sicherheitsrücklage zu verwenden. 

§ 13	 Rechnungslegung
(1)	 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(2)	 Vor Ablauf des Geschäftsjahres, auf das sich die Prüfungstätigkeit erstreckt, bestellt der Verwaltungsrat 

einen unabhängigen Abschlussprüfer für die Prüfung des kommenden Jahresabschlusses. Nach Ablauf des 
Geschäftsjahres hat der Vorstand spätestens innerhalb von vier Monaten den Jahresabschluss einschließlich 
Lagebericht nach den gesetzlichen Vorschriften aufzustellen, durch den Abschlussprüfer prüfen zu lassen 
und mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem Verwaltungsrat zur Feststellung gemäß § 6 Abs. 4  Nr. 2 und 
anschließend der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

(3)	 Der Verwaltungsrat stellt den Jahresabschluss fest und billigt den Lagebericht. Daraufhin legt der Vorstand 
den Jahresabschluss und den Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht des Abschlussprüfers und den 
Anträgen auf Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und des Vorstandes 
der Vertreterversammlung zur Genehmigung vor. 

(4)	 Nach Genehmigung sind Jahresabschluss und Lagebericht mit dem Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
und dem Bericht des Verwaltungsrates nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu veröffentlichen. 

§ 14	 Überschussverwendung
(1)	 Die Anstalt hat eine Sicherheitsrücklage zu bilden. Sie dient zur Deckung von Aufwendungen in besonders 

verlustreichen Jahren. Ihr sind die Überschüsse zuzuführen, bis diese mindestens der Höhe des Garantiefonds 
entspricht, welche durch die jeweils geltende Verordnung über die Kapitalausstattung von Versicherungsunter-
nehmen (Kapitalausstattungs‑Verordnung) vorgeschrieben ist.

(2)	 Der nach Bildung der Sicherheitsrücklage verbleibende Überschuss ist der Rückstellung für Beitragsrückerstat-
tung zuzuführen. 

(3)	 Die Vertreterversammlung beschließt auf Vorschlag des Verwaltungsrats, wann und in welchem Umfang Bei-
träge zurückerstattet werden. 

§ 15	 Fortbestand der Anstalt
(1)	 Die Vertreterversammlung kann beim Erlöschen der Trägerschaft durch die Stiftung Gemeinnützige Haft-

pflicht‑Versicherungsanstalt Darmstadt die eigenständige Fortführung, die Auflösung oder Fusion der Anstalt 
beschließen, wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Der Fortführungs‑ bzw. Auflösungs-
beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen sowie der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Das gleiche gilt bei der Auflösung der Anstalt aus anderen Gründen. 

(2)	 Der Beschluss gemäß Abs. 1 ist gemäß § 19 bekanntzumachen. 
(3)	 Nach der Auflösung der Anstalt findet die Abwicklung aller bestehenden Forderungen und Verpflichtungen 

durch den Vorstand statt. Die Abwicklung kann auch in der Weise erfolgen, dass der gesamte Versicherungs-
bestand durch Schuldübernahmevertrag auf eine andere Versicherungsvereinigung übertragen wird, wenn 
der Auflösungsbeschluss dies vorsieht. 

(4)	 Über die Verwendung des nach der Abwicklung verbleibenden Vermögens der Anstalt beschließt die Vertre-
terversammlung unter Berücksichtigung der Interessen der Versicherungsnehmer. 

§ 16	 Änderung der Satzung
(1)	 Die Vertreterversammlung kann die Änderung der Satzung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe-

nen Stimmen beschließen. 
(2)	 Die Änderung bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörden; sie ist allen Versicherungsnehmern mitzutei-

len. 
(3)	 Die Änderungen treten, falls die Vertreterversammlung keinen späteren Zeitpunkt bestimmt, am ersten Tage 

des auf die Veröffentlichung folgenden Monats in Kraft. Jede Änderung der Satzung findet auf die bestehen-
den Versicherungsverträge Anwendung.

(4)	 Wird die Satzung zu Ungunsten des Versicherungsnehmers geändert, so ist dieser berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode zu kündigen. Die 
Kündigung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung der Mitteilung zulässig; sie soll durch eingeschriebenen 
Brief erfolgen. 
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§ 17	 Änderung der Versicherungsbedingungen und der Tarife
(1)	 Im Beschluss des Vorstands über die allgemeinen Versicherungsbedingungen gemäß § 8 Abs. 4 ist anzugeben, 

ob die Änderungen auch für bestehende Versicherungsverträge gelten sollen und ob sie für diese Verträge 
nachteilige Wirkungen beinhalten. 

(2)	 Mit Wirkung für bestehende Verträge können Änderungen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen des Verwaltungsrates beschlossen werden, wenn die Änderungen den Versicherten zum 
Nachteil gereichen. Das gilt auch dann, wenn die Änderungen nur teilweise nachteilig wirken. Der Stimmen-
mehrheit gemäß Satz 1 bedarf es insbesondere dann, wenn Obliegenheiten der Versicherten, Einschränkun-
gen im Versicherungsschutz sowie Besondere Bedingungen betroffen sind. 

(3)	 Tarife können durch Beschluss des Verwaltungsrates mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen geändert 
werden. Im Beschluss ist anzugeben, ob die Änderungen auch für bestehende Versicherungsverträge gelten 
sollen.  

(4)	 Änderungsbeschlüsse des Verwaltungsrates, soweit sie sich auf bestehende Versicherungsverträge beziehen, 
sind den Versicherten schriftlich mitzuteilen.  

§ 18	 Aufsichtsbehörden
(1)	 Die Rechtsaufsicht – mit Ausnahme der Versicherungsaufsicht – übt das in Hessen für die Landwirtschaft zustän-

dige Ministerium aus. 
(2)	 Die Versicherungsaufsicht obliegt dem in Hessen zuständigen Ministerium. 

§ 19	 Bekanntmachungen der Anstalt
Die nach Gesetz oder Satzung vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Anstalt werden im Bundesanzeiger veröf-
fentlicht. Eine weitere Veröffentlichung kann im Staatsanzeiger für das Land Hessen erfolgen. 

§ 20	 Übergangsvorschriften
Mit dem Inkrafttreten der Neufassung der Satzung vom 7. Juni 2019 gemäß § 20 i. V. m. § 16 Abs. 3 S. 1
	- besteht der Vorstand aus dem am Tage vor dem Inkrafttreten amtierenden Vorstand der Gemeinnützigen Haft-

pflicht‑Versicherungsanstalt Darmstadt Anstalt des öffentlichen Rechts,
	- bestehen der Verwaltungsrat und die Vertreterversammlung abweichend von § 4 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 bzw.  

§ 6 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 aus den Mitgliedern bzw. Stellvertretern, die die Entsendungsberechtigten 
am 7. Juni 2019 gegenüber der Anstalt benannt haben, 

	- beginnt die Amtsdauer des Verwaltungsrats bzw. der Vertreterversammlung abweichend von  
§ 4 Abs. 1 S. 4 bzw. § 6 Abs. 1 S. 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 S. 4 am Tage des Inkrafttretens der Satzung. 

§ 21	 Inkrafttreten
Die Neufassung der Satzung vom 7. Juni 2019 tritt gemäß § 16 Abs. 3 S. 1 am ersten Tage des Monats in Kraft, der auf 
die Bekanntmachung der von der Vertreterversammlung beschlossenen und von der Aufsichtsbehörde genehmigten 
Satzung folgt.

Genehmigt durch das Hessische Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz am  
14. Juli 2021 (Az.: VII4 80f.02.01‑9650) und das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen am  
9. Juli 2021 (Gz.: III6‑2 – 039 f‑12‑01#001)
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Gemeinnützige Haftpfl icht-Versicherungsanstalt
Anstalt des öffentlichen Rechts

Hausanschrift: 
GHV VERSICHERUNG
Bartningstraße 59
64289 Darmstadt

Kontakt: 
06151 3603-0
info@ghv-versicherung.de
www.ghv-versicherung.de

 

Gläubiger-ID: DE95ZZZ00000111555
USt-ID-Nr.: DE114107069 
Vers.St-Nr.: 807/V90807010692

Datenschutzinformationen 
bei Beantragung des Versicherungsvertrages

Stand: 1. Januar 2023

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die 
GHV VERSICHERUNG und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
GHV VERSICHERUNG
Bartningstr. 59
64289 Darmstadt
Tel. 06151 3603‑0
Fax 06151 3603‑130
info@ghv‑versicherung.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutz-
beauftragter – oder per E‑Mail unter: datenschutz@ghv-versicherung.de 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU‑Datenschutz‑Grundverordnung 
(DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben 
für den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Ver-
sicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein 
Versicherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten nicht möglich. 
Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Sta-
tistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. 
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche 
Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre 
Gesundheitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilli-
gung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt 
dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG. 
Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren  
(Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:
	- zur Gewährleistung der IT‑Sicherheit und des IT‑Betriebs,
	- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte unserer Kooperationspart-

ner sowie für Markt‑ und Meinungsumfragen,
	- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von 

Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie 
z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels‑ und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Bera-
tungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege-
lungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden 
wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren. 
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Rückversicherer: 
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags‑ und ggf. Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es mög-
lich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko‑ oder 
Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten an den 
Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im 
zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. Nähere Informationen zu den eingesetzten 
Rückversicherern stellen Ihnen diese unter www.es‑rueck.de | www.scor.com | www.deutscherueck.de zur Ver-
fügung. Sie können die Informationen auch unter den oben genannten Kontaktinformationen anfordern.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermitt-
ler die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags‑, Vertrags‑ und Schadendaten. 
Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs‑ und Finanzdienstleistungsangelegenheiten 
benötigen.
Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten und zur Erstellung versicherungs-
spezifischer Statistiken zum Teil externer Dienstleistungsunternehmen. Diese sind gesondert zur Verschwiegenheit 
und auf den Datenschutz verpflichtet. 
Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an 
Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich 
sind. Dabei kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprü-
che gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder 
bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich ver-
pflichtet sind. Entsprechende Nachweis‑ und Aufbewahrungspflichten ergeben sich unter anderem aus dem 
Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen danach 
bis zu zehn Jahren. 

Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darü-
ber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten ver-
langen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu 
widersprechen. 
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, 
wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder 
an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: 
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit
Gustav‑Stresemann‑Ring 1
65189 Wiesbaden 
Tel. 0611 1408‑0
Fax 0611 1408‑611
poststelle@datenschutz.hessen.de

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer 
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabat-
tes in der Kfz‑Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei 
Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen 
Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
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Anstalt des öffentlichen Rechts  

Hausanschrift: Kontakt: 
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Bartningstr. 59 info@ghv-versicherung.de USt-ID-Nr.: DE114107069 
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1. Gegenstand des Vertrages 
 
Versichertes Risiko 
 

Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem 
im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Betrieb 
mit seinen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen oder Tätigkeiten bzw. 
aus der Ausübung der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
beschriebenen beruflichen Tätigkeit. 
 

1. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Betrieb einer 
Land- und/oder Forstwirtschaft. 

 

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

 

a) aus Halten, Hüten und Verwenden von Zugtieren, auch wenn 
diese nicht ausschließlich für eigene land- und/oder forstwirt-
schaftliche Zwecke, sondern auch für Lohnfuhren oder im ei-
genen gewerblichen Betrieb (räumlich mit Land- und/oder 
Forstwirtschaft verbunden) verwendet werden; 

 

b) aus der Verwendung von Pflanzenschutz-, Schädlingsbe-
kämpfungs- und Düngemitteln innerhalb des versicherten Be-
triebes; die Ausschlüsse gemäß Ziff. 7.10 (a) und (b) AHB 
bleiben unberührt. 

  

 Nicht versichert sind Ansprüche  

- wegen Schäden am behandelten Gut und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden, 

- wegen Schäden durch bewusstes Abweichen von Ge-
brauchsanweisungen und behördlichen Vorschriften, 

- wegen Schäden durch Schädlingsbekämpfung aus der 
Luft. 

 

c) aus der Futtermittelerzeugung, sofern dafür keine Gewerbe-
anmeldung erforderlich ist;  

 

d) - des Versicherungsnehmers als Privatperson; 

-  des Altenteilers – auch mit abweichender Anschrift – als 
Privatperson einschließlich der Ansprüche untereinan-
der, insoweit abweichend von Ziff. 7.4 (3) AHB, die 
Selbstbeteiligung des Altenteilers an jedem Versiche-
rungsfall beträgt 250 EUR; 

-  des Hofnachfolgers als Privatperson sowie  

-  von bis zu drei Geschäftsführern bei einer Gesellschaft 
gemäß §§ 705 ff BGB (GbR) als Privatperson 

jeweils im Umfang der Besonderen Bedingungen und Risiko-
beschreibungen zur Privathaftpflichtversicherung 
-Premiumschutz- und privaten Tierhaltung zum Premium-
schutz Land- und Forstwirtschaft;  

 

e)  aus dem behördlich genehmigten Verbrennen von Unkraut 
und Ernterückständen auf dem eigenen landwirtschaftlichen 
Betriebsgelände. 

 

3. Private Hunde- und Pferdehaltung: 

 

a) Hunde 

 

 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers als Hundehalter.  

 

 Jagdhunde, für die bereits Versicherungsschutz durch eine 
Jagdhaftpflichtversicherung besteht, sind nicht mitversichert. 

 

 Einschluss von Mietsachschäden: 

(1) Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohn-
räumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten 
Räumen in Gebäuden und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Mitversichert ist die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung oder Vernichtung der 
Einrichtung von vorübergehend gemieteten Hotelzim-
mern, Ferienwohnungen und ähnlichen Unterkünften.  

 

(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 

- Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung, 

- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und 
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und 
Gasgeräten und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden, 

- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann, 

- Schäden infolge von Schimmelbildung. 

 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
500.000 EUR, begrenzt auf 1.000.000 EUR für alle Versiche-
rungsfälle des Versicherungsjahres. 

 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, sofern 
er nicht gewerbsmäßig tätig ist.  

 

 b) Reit- und Zugtiere, Halten von Tieren 

 

 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers als Halter von zwei Reit- und Zugtie-
ren zu privaten Zwecken (Pferde, Kleinpferde, Ponys, Maul-
tiere, Esel usw.). Das Halten und Hüten ohne Reiten von fünf 
sonstigen eigenen Tieren, wie z. B. Pferden, Kleinpferden, 
Ponys, Maultieren oder Esel sowie die Pferdezucht bis zu fünf 
Tieren. 

 

 Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschä-
den. 

 

 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, so-
fern er nicht gewerbsmäßig tätig ist. 

 

Mitversichert sind im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) - ab-
weichend von Ziff. 7.6 AHB - Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden an  

 

 1. gemieteten Pferdeboxen und 

 

 2. geliehenen oder gemieteten Pferdeanhängern.  

 

Die Versicherungssumme beträgt 10.000 EUR für Sachschä-
den bei zweifacher Jahresmaximierung. 

 

Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem 
Versicherungsfall beträgt 10 %.  

 

mailto:info@ghv-versicherung.de
http://www.ghv-versicherung.de/
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c) Versichert ist die Haftpflicht des gewerblichen Tierhüters für 
bis zu zwei Pensionspferde und für Pensionsrinder.  

 

 Nicht versichert sind Schäden an diesen Pensionstieren und 
solchen Tieren, die sich beim Versicherungsnehmer in Aus-
bildung befinden sowie die persönliche Haftpflicht fremder 
Tierbenutzer.  

 

 d) Bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu einem 
Jahr: 

   

 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versi-
cherungsfällen. 

 

 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen 
Währungsunion angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.  

 
e) Öffentlich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung 

von Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
(USchadG)  

 

aa) Mitversichert sind - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - öf-
fentlich-rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanie-
rung von Umweltschäden gemäß Umweltschadensge-
setz (USchadG), soweit während der Wirksamkeit des 
Versicherungsvertrages  
- die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 

unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder 

- die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

 
Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang 
von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, 
wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Pro-
duktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zu-
rückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik nicht hätte erkannt werden können 
(Entwicklungsrisiko). 
 
Umweltschaden ist eine  
- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen 

Lebensräumen, 
- Schädigung der Gewässer einschließlich Grund-

wasser, 
- Schädigung des Bodens. 
 
Mitversichert sind, teilweise abweichend von Ziff. 7.6 
AHB, Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden 
an eigenen, gemieteten, geleasten, gepachteten oder 
geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke 
vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind. 
 

bb) Nicht versichert sind 
 

(1) Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen 
die Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mit-
versicherter) richten, die den Schaden dadurch ver-
ursacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, 
Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer 
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfü-
gungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen. 

 
(2) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden 

(a) die durch unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Um-
welt entstehen. 

(b) für die der Versicherungsnehmer aus einem 
anderen Versicherungsvertrag (z. B. Gewäs-
serschadenhaftpflichtversicherung) Versiche-
rungsschutz hat oder hätte erlangen können. 

 
cc) Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatz-

leistung betragen im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme 3.000.000 EUR. 

 
 

dd) Ausland 
 
Versichert sind - abweichend von Ziff. 7.9 AHB und 
BHB 18 - im Umfang dieses Versicherungsvertrages im 
Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle.  
 
Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von 
Ziff. 7.9 AHB auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Um-
fang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

 

4. Auslandsschäden im nachstehend unter 3. beschriebenen Um-
fang, einschließlich der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen im Ausland vorkommender Versicherungs-
fälle aus Anlass einer vorübergehenden gewerblichen Tätigkeit im 
europäischen Ausland. Dies gilt auch für die Inanspruchnahme als 
Halter oder Hüter mitversicherter Tiere. 

 

5. Über die Regelungen zur Vorsorgeversicherung nach Ziff. 4.2 
AHB hinaus ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers für Hundewelpen bzw. als Halter von Fohlen ab Geburt bis 
zum Ende des ersten Lebensjahres mitversichert. Voraussetzung 
ist, dass die Welpen bzw. Fohlen im Besitz des Versicherungs-
nehmers sind. 

 

6. Eingeschlossen sind im Rahmen vereinbarter Vermögensschä-
den Ansprüche aus Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer (oder in seinem Auftrage oder für seine Rechnung von Drit-
ten) hergestellte Sachen entstehen. 

 
(Der Versicherungsschutz bedarf der Erweiterung, wenn die zu versi-
chernden Risiken über den in den AHB und den folgenden Vereinbarun-
gen geregelten Umfang hinausgehen.) 
 
Mitversicherte Personen 
 
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der gesetzlichen 
Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher Personen, die er zur 
Leitung oder zur Beaufsichtigung des versicherten Betriebes oder eines 
Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigenschaft (auch ausgeschie-
dener Personen aus ihrer früheren Tätigkeit); sämtlicher übrigen Be-
triebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienstlichen 
Verrichtung für den Versicherungsnehmer verursachen. 
 
Dieser Versicherungsschutz besteht auch, wenn die vorgenannten Per-
sonen für den versicherten Betrieb z. B. als Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit, Sicherheitsbeauftragte oder Betriebsräte tätig sind. 
 
Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche 
gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben 
Dienststelle zugefügt werden. 
 
Davon unberührt besteht Versicherungsschutz bei Rückgriffsansprüchen 
der Sozialversicherungsträger aus Arbeitsunfällen gegen den Versiche-
rungsnehmer und seine Repräsentanten. 
 
Es gelten die jeweils im Vertrag vereinbarten Versicherungssummen. 
 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res beträgt das Doppelte dieser Versicherungssummen. 
 
Vorsorgeversicherung 
 
Es gilt Ziff. 4.2 AHB. 
 
2. Mitversicherung von Nebenrisiken 
 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Betrieb zuzurech-
nenden Nebenrisiken, insbesondere 
 
Haus- und Grundbesitz 
 
als Eigentümer, Besitzer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznie-
ßer sowie aus Vermietung, Verpachtung oder sonstiger Überlassung von 
bebauten oder unbebauten Grundstücken (auch Reithallen/Reitplätze) - 
nicht jedoch Luftlandeplätze -, Gebäuden oder Räumlichkeiten an Dritte 
bis zu einem Jahresmiet-/-pachtwert von 50.000 EUR. Versichert sind 
hierbei Schäden bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme in-
folge Verstoßes gegen die Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in 
den obengenannten Eigenschaften obliegen (bauliche Instandhaltung, 
Beleuchtung, Reinigung, Streupflicht etc.), gleichgültig, ob diese Pflich-
ten vertraglich übernommen wurden oder nicht. 
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Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude oder Räum-
lichkeiten auch die gesetzliche Haftpflicht  
 
1.  des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer von 

Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, 
Grabearbeiten) für eigene Bauvorhaben. Übersteigen die wäh-
rend eines Versicherungsjahres aufgewendeten Baukosten 
1.000.000 EUR, so ist für den Mehrbetrag, der am Ende des Ver-
sicherungsjahres zu melden ist, der geltende Tarifbeitrag heran-
zuziehen; 

 
2.  des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus 

§ 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel 
bestand; 

 
3.  der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuch-

tung und sonstiger Betreuung der Grundstücke beauftragten Per-
sonen für Ansprüche, die gegen sie aus Anlass der Ausführung 
dieser Verrichtungen erhoben werden. 

 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden an gemiete-
ten oder gepachteten Gebäuden bzw. Räumlichkeiten durch Brand, Ex-
plosion, Leitungswasser oder - abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB - durch 
Abwasser (Mietsachschäden). Die Höchstersatzleistung beträgt inner-
halb der Versicherungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
1.000.000 EUR, begrenzt auf 2.000.000 EUR für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres. Die Ausschlüsse gemäß Ziff. 5.10 gelten ent-
sprechend.  
 
Produkthaftpflicht 
 
aus dem direkten Verkauf eigener landwirtschaftlicher Erzeugnisse, auch 
auf Wochenmärkten sowie das Abernten von Produkten durch Endver-
braucher. Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für die Erzeugung 
und Vermarktung von Saatgut. Mitversichert ist die erweiterte Produkt-
haftpflicht Landwirtschaft gemäß (BBProdH LW).  
 
Darüber hinaus kann eine erweiterte Produkthaftpflicht-Versicherung 
Modelldeckung vereinbart werden, für die die Besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen für die Produkthaftpflicht-Versicherung von 
Industrie- und Handelsbetrieben (Produkthaftpflicht-Modell) gelten.  
 
Wein 
 
aus der Herstellung von Wein und Sekt (Eigenprodukt). 
 
Milch 
 
aus der Ablieferung von verunreinigter Milch und deren Vermischung in 
Behältern mit der dort befindlichen einwandfreien Milch. Versichert ist der 
unmittelbar verursachte Schaden. Nicht versichert sind Folgeschäden, 
die im weiteren Produktionsprozess entstehen. 
 
Darüber hinaus kann eine Milchkaskoversicherung (Milchkasko) ver-
einbart werden, für die die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für 
die Milchkaskoversicherung (Milchkasko) gelten.  
 
Tierhaltung 
 
aus Halten, Hüten und Verwenden von Nutztieren (auch Zuchttieren) im 
versicherten Betrieb (einschließlich Schäden durch gewollten oder unge-
wollten Deckakt). Besonderer Vereinbarung bedarf die Mitversicherung 
von Reittieren, Pensionstieren und Schafen über die bedingungsgemäß 
mitversicherte Anzahl der Tiere hinaus.  
 
Mitversichert sind  

 Schafe (auch bei Wanderschäferei) bis zu 100 Tiere 

 Geflügel bis zur Mengenschwelle nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImschG) bei nicht gewerblicher Haltung 

 Rinder, Kälber, Schweinemast bis zur Mengenschwelle nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImschG) bei nicht ge-
werblicher Haltung 

 Zugtiere/Holzrücke-Pferde (auch bei nicht gewerblicher Lohn-
arbeit) 

 sonstige Tierhaltung (Lama, Alpaka, Kameliden etc.) bis zu fünf 
Tieren. 

 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, sofern er nicht ge-
werbsmäßig tätig ist. 
 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind nicht versichert Schäden an 
Pensionstieren und solchen Tieren, die sich bei dem Versicherungsneh-
mer in Ausbildung befinden sowie die persönliche Haftpflicht fremder 
Tierbenutzer.  
 
 

Wildhaltung in Gehegen  

 
aus der Wildhaltung in Gehegen und aus dem Abschussrisiko im Wild-
zuchtgehege durch den Versicherungsnehmer oder namentlich be-
nannte Angehörige, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Ge-
meinschaft leben. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist eine 
hierfür erforderliche behördliche Genehmigung. 
 
Bergungs- und Rettungskosten  
 
Mitversichert sind – abweichend zu Ziff. 1.1 AHB – Bergungs- und Ret-
tungskosten für eigene Tiere, auch wenn diese Kosten auf Grund öffent-
lichen-rechtlicher Vorschriften geltend gemacht werden. Die Versiche-
rungssumme je Schaden beträgt 2.500 EUR. 
 

Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versiche-
rungsfall beträgt 20 %.  
 
Waffen 
 
aus dem erlaubten Besitz und dem Überlassen von Schusswaffen und 
Munition an Betriebsangehörige für dienstliche Zwecke und aus dem 
dienstlichen Gebrauch der Waffen (nicht jedoch bei Führen oder Ge-
brauch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen). 
 
Weidezäune  

 
aus dem Besitz und der Verwendung elektrisch geladener Weidezäune, 
wenn es sich um fabrikmäßig hergestellte Markenerzeugnisse handelt, 
die den Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker e. V. 
(VDE) entsprechen. 
 
Kutschen und Schlitten 
 
aus dem Besitz und Gebrauch von Kutschen und Schlitten zur Perso-
nenbeförderung, nicht jedoch für gewerbliche/entgeltliche Zwecke. 
 
Kraftfahrzeuge 
 
aus dem Besitz und Gebrauch folgender (Kraft-) Fahrzeuge: 
 
1. nicht selbstfahrende Geräte und Maschinen im versicherten Be-

trieb sowie nicht zulassungspflichtige Anhänger; auch bei Ge-
brauch zu nicht gewerblicher Lohnarbeit bis 51.500 EUR Jahres-
umsatz oder in einem gewerblichen Nebenbetrieb (Wegen höhe-
rer Versicherungssummen und fehlenden Ausschlusstatbestän-
den sowie bei Verleih wird für nicht zulassungspflichtige Anhänger 
eine Kfz-Haftpflichtversicherung empfohlen.); 
 

Hinweis: Anhänger sind auch bei nur gelegentlichem Gebrauch zur Lohnar-
beit oder in einem gewerblichen Nebenbetrieb ausschließlich nach dem Tarif 
für die Kfz-Versicherung zu versichern. 

 
2. Mähdrescher im versicherten Betrieb; 
 
3. Kraftfahrzeuge und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstge-

schwindigkeit, die nicht auf öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehren;  

 

Hinweis: Bei Betriebsgrundstücken und -grundstücksteilen, die Besuchern, 
Kunden oder Lieferanten zugänglich sind, handelt es sich um sogenannte 
beschränkt öffentliche Verkehrsflächen. Kraftfahrzeuge mit mehr als 6 km/h 
Höchstgeschwindigkeit (Hub- und Gabelstapler und selbstfahrende Arbeits-
maschinen jedoch erst mit mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit), die 
ausschließlich oder gelegentlich auf solchen Betriebsgrundstücken oder 
Baustellen verkehren, sind versicherungspflichtig, mit der Folge, dass eine 
Kfz-Haftpflichtversicherung nach Maßgabe der Allgemeinen Bedingungen für 
die Kfz-Versicherung (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer be-
hördlicherseits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht – Ausnahmege-
nehmigung nach § 70 Abs. 1 Ziff. 2 StVZO – bleibt die Versicherungspflicht 
bestehen. 

 
4. Zugmaschinen und Raupenschlepper mit nicht mehr als 6 km/h 

sowie Maschinen oder Kraftfahrzeuge als stationäre Kraftquellen 
im versicherten Betrieb; 

 
5. selbstfahrende Arbeitsmaschinen (Motorsägen, Universalgeräte 

und sonstige selbstfahrende Arbeitsmaschinen) mit nicht mehr als 
20 km/h im eigenen Betrieb, einschließlich Nachbarschaftshilfe 
und Einsatz im Maschinenring. 

 
Falls nichts anderes vereinbart ist, ist eingeschlossen die gesetzliche 
Haftpflicht aus Besitz und Verwendung von Hub- und Gabelstaplern mit 
nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit sowie Rad-, Schaufel- 
und Baggerlader bis 20 km/h im eigenen Betrieb einschließlich Nachbar-
schaftshilfe und Einsatz im Maschinenring, nicht aber zu Bauarbeiten au-
ßerhalb des eigenen Betriebes.  
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Hinweis: § 2 Ziff. 17 FZV: selbstfahrende Arbeitsmaschinen: Kraftfahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen Einrichtun-
gen zur Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Beförderung von Personen oder 
Gütern bestimmt und geeignet sind. Obwohl nicht zulassungspflichtig, müssen Ar-
beitsmaschinen beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amtliche Kennzeichen führen, 
wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 20 km/h übersteigt. 
Diese sind dann ausschließlich nach dem Tarif für die Kfz-Versicherung zu versi-
chern.  
 
§ 2 Ziff. 18 FZV: Stapler: Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart für das Aufnehmen, 
Heben, Bewegen und Positionieren von Lasten bestimmt oder geeignet sind. Obwohl 
nicht zulassungspflichtig, müssen Stapler beim Verkehr auf öffentlichen Straßen amt-
liche Kennzeichen führen, wenn ihre durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwin-
digkeit 20 km/h übersteigt. Diese sind dann ausschließlich nach dem Tarif für die Kfz-
Versicherung zu versichern.  

 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. 
Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des 
Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unbe-
rechtigten Fahrer gebraucht wird.  
 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen o-
der Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrer-
laubnis hat. 
 
AKB-Zusatzdeckung  

 
Falls besonders vereinbart, ist die AKB-Zusatzdeckung von nicht zuge-
lassenen versicherungspflichtigen Hub- und Gabelstaplern (auch Tele-
skoplader, Radlager, Hoftracs, Einachser) mitversichert:  
 
Versichertes Risiko 
 
Versichert ist auf Grundlage der Allgemeinen Bedingungen für die Kraft-
fahrtversicherung zur AKB-Zusatzdeckung die gesetzliche Haftpflicht pri-
vatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers aus dem Halten und 
Gebrauch von nicht zugelassenen Hub- und Gabelstaplern (auch Tele-
skoplader, Radlader, Hoftracs, Einachser) im Inland, die der Versiche-
rungspflicht unterliegen. 
 
Umfang des Versicherungsschutzes 
 
Versicherungsschutz besteht für die Hub- und Gabelstapler (auch Tele-
skoplader, Radlader, Hoftracs, Einachser), wenn diese 
 
1.  auf Verkehrsflächen verkehren, die als beschränkt öffentlich bzw. 

faktisch öffentlich anzusehen sind; 
 
2. auf öffentlichen Verkehrsflächen mit einer behördlichen Ausnah-

megenehmigung nach § 47 FZV verwendet werden. 
 
Für die Verwendung auf nicht beschränkt öffentlichen Verkehrsflächen 
bzw. nicht öffentlichen Wegen und Plätzen besteht kein Versicherungs-
schutz im Umfang dieser Zusatzdeckung. Der Versicherungsschutz hier-
für wird über die zugrundeliegende Betriebshaftpflichtversicherung gebo-
ten. Für Be- und Entladeschäden besteht kein Versicherungsschutz über 
diese Zusatzhaftpflichtversicherung. Dieser wird im Rahmen und Um-
fang der Betriebshaftpflichtversicherung geboten.  
 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziff. 7.7 AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht aus der Beschädigung von Land und Wasserfahrzeugen so-
wie Containern durch oder beim Be- und Entladen und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. Für Schäden an Containern besteht 
auch dann Versicherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben 
von oder Heben auf Land oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Win-
den zum Zwecke des Be- oder Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Con-
tainer selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- o-
der Lagerverträgen) sind.  
 
Für Schäden am Ladegut besteht insoweit Versicherungsschutz, als  
- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist  
- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw. von ihm, 
in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten gelieferte Sachen 
handelt oder  
- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw. in sei-
nem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernommen wurde.  
 
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Erdleitungen 
(Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere 
Leitungen) sowie an elektrischen Frei- und Oberleitungen und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. Abweichend von Ziff. 7.7 AHB 
schließt der Versicherungsschutz auch die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Bearbeitungsschäden an solchen Leitungen ein. Die Regelungen der 
Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an 
hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen. 
 
Die Regelungen für Erhöhungen und Erweiterungen (Ziff. 3.1 AHB) fin-
den entsprechende Anwendung. Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht 
die Ausschlüsse gemäß Ziff. 3.2 und 4.3 AHB.  

 
Die Versicherungssummen betragen für Personenschäden 
7.500.000 Mio. EUR, für Sachschäden 1.120.000 Mio. EUR und für Ver-
mögensschäden 50.000 EUR. 
 
Seil und Feldbahnen 
 
aus Besitz und Betrieb von Seil-, Schwebe- und Feldbahnen, die lediglich 
der Beförderung von Sachen dienen. 
 
Anschlussgleise 
 
aus dem Anschlussgleisbetrieb sowie aus Gestattungsverträgen mit der 
Deutschen Bahn AG und sonstigen Bahnbetrieben. 
 
Eingeschlossen ist - abweichend von Ziffer 7.3 AHB - die der Deutschen 
Bahn AG gegenüber gemäß den Allgemeinen Bedingungen für Privat-
gleisanschlüsse (PAB) durch Vertrag übernommene gesetzliche Haft-
pflicht privatrechtlichen Inhalts, nicht jedoch eine darüber hinausgehende 
zusätzlich vereinbarte Haftung.  
 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die Haftpflicht we-
gen Wagenbeschädigungen.  
 
Betriebstankstelle/Kraftfahrzeugpflegestationen 
 
aus dem Besitz und der Unterhaltung von Kraftfahrzeugpflegestationen, 
Tankstellen und Tankanlagen, auch wenn sie von Betriebsangehörigen 
und gelegentlich Betriebsfremden in Anspruch genommen werden. 
Hierzu zählt auch die Treibstoffabgabe an Betriebsangehörige sowie ge-
legentlich an Betriebsfremde. Ziff. 7.10 (2) AHB bleibt unberührt. Bei 
Schäden an den Fahrzeugen und deren Inhalt bleibt es bei den Aus-
schlüssen gemäß Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 AHB. 
 
Einsatz von Kränen und Winden 
 
aus Besitz und Verwendung von stationären Kränen und Winden. 
 
Beim Einsatz von Autokränen, die dem Versicherungsnehmer zusam-
men mit dem Bedienungspersonal aufgrund eines Vertrages überlassen 
wurden und die nicht Gegenstand eines Leasing­ oder Mietvertrages mit 
dem Versicherungsnehmer sind, gilt folgendes: Mitversichert ist, soweit 
nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers für durch diese Autokräne verursachte 
Schäden, die auf fehlerhafte Einweisung der Kranführer durch Mitarbei-
ter des Versicherungsnehmers zurückzuführen sind. 
 
Baumfällerei  
 
aus der Durchführung von Baumfällarbeiten, auch bei nicht gewerblicher 
Lohnarbeit bis zu 51.500 EUR Jahresumsatz. 
 
Nebenbetriebe 
 
aus sonstigen Nebenbetrieben, die dem versicherten Betrieb dienen und 
sofern dafür keine Gewerbeanmeldung erforderlich ist; 
 
Ländliche Schankwirtschaft 
 
aus dem Betrieb von ländlichen Schank-, Hecken- und ähnlichen Wirt-
schaften. 
 
Nicht versichert sind Ansprüche aus Abhandenkommen oder Beschädi-
gung der von den Gästen, auch dem Personal anderer Betriebe des Ver-
sicherungsnehmers, zur Aufbewahrung übergebenen, eingebrachten o-
der eingestellten Sachen.  
 
Brennerei 
 
aus dem Betrieb einer Abfindungsbrennerei bis 300 Liter.  
 
Reklameeinrichtungen 
 
aus dem Vorhandensein von Reklameeinrichtungen innerhalb und au-
ßerhalb der Betriebsgrundstücke. 
 
Betriebsveranstaltungen 
 

aus Betriebs­ und Teilbetriebsveranstaltungen aller Art, wie Betriebsfei-
ern, Betriebsausflügen, Schulungskursen usw. innerhalb und außerhalb 
der Betriebsräume. Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haft-
pflicht der Betriebsangehörigen aus der Teilnahme an diesen Veranstal-
tungen, soweit es sich dabei nicht um Handlungen oder Unterlassungen 
rein privater Natur handelt.  
 
Hoffeste, Tage der offenen Tür, Betriebsbesichtigungen 
 
aus der Veranstaltung von selbst organisierten Hoffesten (bis zu vier Ta-
gen und fünf Veranstaltungen im Jahr) und Tagen der offenen Tür jeweils 
einschließlich der Bewirtung sowie dem Aufstellen und Verwenden von 
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Hüpfburgen, Trampolinen, gefährlichen Sportgeräten oder Zelten und 
der Veranstaltung von Ponyreiten.  
 
aus der Veranstaltung von Betriebsbesichtigungen im eigenen Betrieb 
und Produktvorführungen. 
 
Feriengäste 
 
aus der Beherbergung von Feriengästen (max. 15 Betten) und der Ver-
mietung von Ferienwohnungen (max. 32 Betten). 
 
Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung, Ver-
nichtung und - abweichend von Ziff. 2 und Ziff. 7.6 AHB - aus dem Ab-
handenkommen der von den beherbergten Gästen eingebrachten Sa-
chen (ausgenommen Fahrzeuge aller Art mit Zubehör sowie Inhalt und 
Tiere). Hierzu gehören auch aufbewahrte Sachen und solche, deren Auf-
bewahrung zu Unrecht abgelehnt wurde.  
 
Die Höchstersatzleistung je Gast und Tag beträgt 2.500 EUR, innerhalb 
dieses Betrages steht für Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten ein Be-
trag von 800 EUR zur Verfügung. Für alle Fälle eines Versicherungsjah-
res ist die Versicherungssumme für derartige Schäden auf 30.000 EUR 
je Versicherungsjahr begrenzt.  
 
Mitversichert sind der Besitz und die Unterhaltung von Kinderspielplät-
zen. 
 
Mitversichert gilt die gesetzliche Aufsichtspflicht über beherbergte min-
derjährige Gäste.  
 
Mitversichert sind Stellplätze für Zelte und Wohnwagen oder Wohnmo-
bile sowie Boote (bis maximal 20 Stellplätze).  
 
Weiterhin gilt:  
 

1. Eingeschlossen sind Tätigkeitsschäden (Be- und Entladeschä-
den, Leitungsschäden) und Vermögensschäden im nachstehen-
den Umfang. 

 

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Betrieb 
von hoteleigenen Schwimmbädern, Schießständen, Solarien, 
Saunen, Kinderspielplätzen und -beaufsichtigung, Minigolfplät-
zen, Sportanlagen (z. B. Tennisplätzen) sowie die Durchführung 
von Veranstaltungen auf dem Betriebsgelände. 

 

3. Verwahrungsrisiken in Restaurationsbetrieben 

 

 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Ver-
nichtung oder Abhandenkommen von Sachen (ausgenommen 
Tiere, Kfz aller Art mit Zubehör und Inhalt), die von Restaurations-
gästen zur Aufbewahrung übergeben worden sind.  

 
Die Höchstersatzleistung je Gast und Tag beträgt 1.000 EUR, in-
nerhalb dieses Betrages steht für Geld, Wertpapiere und Kostbar-
keiten ein Betrag von 500 EUR zur Verfügung. Für alle Fälle eines 
Versicherungsjahres ist die Versicherungssumme für derartige 
Schäden auf 50.000 EUR begrenzt.  

 
 Bei Garderoben 

 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Verlust, Verwechs-
lung oder Beschädigung von Garderobenstücken, die von Gästen 
in einer ständig bewachten, nur dem Garderobenpersonal zu-
gänglichen Garderobe abgegeben worden sind, in der aus-
schließlich vom Versicherer gelieferte, zuvor noch nicht verwen-
dete Garderobenscheine ausgegeben werden. Als Garderoben-
stücke gelten auch Taschen und Schirme. 

 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftpflichtan-
sprüche aus  

- Beschädigung oder Abhandenkommen von Geld, Wertsa-
chen und solchen Gegenständen, die sich in den Gardero-
benstücken befinden,  

- Schäden infolge Abhandenkommens des Garderobenschei-
nes,  

- Verlust, Verwechslung oder Beschädigung von Gardero-
benstücken, die bis zur Schließung der Garderobe oder 
Dienstbeendigung des Personals in der Garderobe nicht ab-
geholt wurden,  

- Schäden, die durch Kriegsereignisse, Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand, höhere Gewalt, Streik, innere 
Unruhen oder Plünderungen entstehen. 

 

Die Höchstersatzleistung je Garderobenschein beträgt für alle 
Garderobenstücke, die auf einen Garderobenschein abgegeben 
worden sind, 500 EUR.  

 

Die Gesamtleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
beträgt 5.000 EUR.  

 

4. Verwahrungsrisiken in Beherbergungsbetrieben 

 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung, Ver-
nichtung oder Abhandenkommen der von den beherbergten Gäs-
ten eingebrachten Sachen (ausgenommen Tiere, Kfz aller Art mit 
Zubehör und Inhalt). 

 

Zu den eingebrachten Sachen gehören auch aufbewahrte Sachen 
und solche, deren Aufbewahrung zu Unrecht abgelehnt wurde.  

 

Die Höchstersatzleistung beträgt 1.000 EUR für alle Schäden, die 
den beherbergten Gästen eines Zimmers/Appartements an einem 
Tag zustoßen. 

 

Für alle Fälle eines Versicherungsjahres ist die Versicherungs-
summe für derartige Schäden auf 50.000 EUR begrenzt.  

 

Gastgaragen und Einstellplätze für Beherbergungsgäste 

 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB und in Ergän-
zung zu Ziff. 2 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus Beschädi-
gung, Vernichtung, Entwendung, Abhandenkommen oder unbe-
fugtem Gebrauch 

a) der eingestellten Kfz und deren Zubehör (ausgenommen In-
halt und Ladung). 

 

b) des in den eingestellten Kfz befindlichen und für den privaten 
Bedarf der Insassen bestimmten Reisegepäcks (ausgenom-
men sonstiger Inhalt und Ladung) je durchschnittlich täglich 
eingestelltes Kfz bis zu einer Höchstersatzleistung von 
500 EUR 

 

und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Höchstersatzleistung beträgt 1.000 EUR für alle Schäden, die 
das Reisegepäck in einem Kfz an einem Tag betreffen. 

 

Für alle Schäden eines Versicherungsjahres ist die Versiche-
rungssumme auf 50.000 EUR begrenzt.  

 

Versicherungsschutz besteht nur, solange sich das Kfz in ver-
schließbaren Garagen, in Hofräumen oder umfriedeten Einstell-
plätzen befindet.  

 

Beim Bewegen fremder Kfz auf dem Betriebsgrundstück: 

 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahr-
zeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.  

 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-
gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht 
die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 

Gesetzliche Haftpflicht aus Beschädigung oder Vernichtung 
fremder Kfz und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt und 
Ladung) beim Zubringen oder Abholen außerhalb des Be-
triebsgrundstücks. 

 

Hierfür gilt: 

 

a) Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht aus der Beschädigung und Vernichtung 
von fremden Kfz und deren Zubehör (ausgenommen Inhalt 
und Ladung) beim Zubringen und Abholen dieser Kfz außer-
halb des Betriebsgrundstücks. 

 

b) Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird.  

 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
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benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

 

Ersatzleistungen bei Schäden an Kfz: 

 

Höchstersatzleistung:   8.000 EUR    je Kfz 

Gesamtleistung: 80.000 EUR    je Versicherungsjahr 

 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Fahrzeug o-
der Reisegepäck entwendet oder unbefugt gebraucht haben.  

 
Elektrizität; stationäre Kraftquellen  
 
aus dem Vorhandensein elektrischer Leitungen sowie aus dem Betrieb 
von stationären Kraftquellen (z. B. Trafostationen), die im versicherten 
Betrieb Verwendung finden. Mitversichert ist die gelegentliche Abgabe 
(elektrischer) Energie an Dritte.  
 
Feuergefährliche, giftige, explosive Stoffe 
 
aus erlaubtem Besitz und Verwendung giftiger, feuergefährlicher und ex-
plosiver Stoffe. 
 
Bei Schäden infolge vorschriftswidrigen Umgangs mit brennbaren oder 

explosiven Stoffen ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. 
 
Für den Versicherungsnehmer selbst besteht jedoch Versicherungs-
schutz, wenn der zum Schaden führende Verstoß von seinen Beauftrag-
ten und Betriebsangehörigen ohne Wissen und gegen den Willen des 
Versicherungsnehmers begangen wurde. 
 
Photovoltaikanlagen 
 
aus dem Betrieb und der Unterhaltung von Photovoltaikanlagen bis zu 
einer Gesamtleistung von 100 kW/p auf den Betriebsgebäuden des Ver-
sicherungsnehmers sowie die Einspeisung des Stroms in das Netz des 
örtlichen Stromversorgers. Versicherungsschutz besteht auch für Anla-
gen und elektrische Leitungen auf fremden Grundstücken.  
 
3. Erweiterung des Versicherungsschutzes 
 
Auslandsschäden 
 

I. Insgesamt gilt: 

 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Ausland vor-
kommender Versicherungsfälle 

 

a) aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus Teilnahme an Aus-
stellungen, Kongressen, Messen und Märkten einschließlich 
der Vorführung betrieblicher Erzeugnisse;  

 

b) durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass 
der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat lie-
fern lassen; 

 

c) durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins euro-
päische Ausland geliefert hat, hat liefern lassen oder die dort-
hin gelangt sind; 

 

d) aus Bau-, Montage-, Reparatur- und Wartungsarbeiten (auch 
Inspektion und Kundendienst) oder sonstigen Leistungen im 
Inland oder europäischen Ausland. 

 

Zu lit. b) und c): 

Für Versicherungsfälle in den USA, US-Territorien oder Kanada 
durch Erzeugnisse, die im Zeitpunkt ihrer Auslieferung durch den 
Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich 
für eine Lieferung in die USA, US-Territorien oder nach Kanada 
bestimmt waren, besteht Versicherungsschutz nur nach besonde-
rer Vereinbarung. 

 

(Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haftpflicht 
für im Ausland gelegene Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder 
Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl. sowie eine Erweiterung 
des Export-, Arbeits- oder Leistungsrisikos auf Länder außerhalb 
Europas.) 

 

2. Ausgeschlossen sind Ansprüche 

 

a)  aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, die 
vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort 
mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 

 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer und die unter Ziff. A. II 3 genann-
ten Personen aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die 
den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches VII unterliegen 
(siehe Ziff. 7.9 AHB). 

 

b)  auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages. 

 

c)  nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 des französischen Code 
Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

 

3. Aufwendungen des Versicherers für Kosten - abweichend von  
Ziff. 6.5 AHB - werden als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 

 

Kosten sind: 

 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei 
oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst 
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

 

4. Bei Versicherungsfällen in USA/US-Territorien und Kanada oder 
in der USA/US-Territorien und Kanada geltend gemachten An-
sprüche, gilt:  

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 
10%, mindestens 100 EUR, höchstens 1.000 EUR. Kosten gelten 
als Schadenersatzleistungen. 

 

5. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungs-
union angehören liegt, gelten die Verpflichtungen des Versiche-
rers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist. 

 

II.  Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend gemacht 

werden 

 

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, gilt: 

 

1.  Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche 

 

a) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages. 

 

b) nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 des französischen Code 
Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

 

2.  Aufwendungen des Versicherers für Kosten - abweichend von  
Ziff. 6.5 AHB - werden als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 

 

Kosten sind: 

 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei 
oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst 
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 

 

3.  Bei Versicherungsfällen, die in USA/US-Territorien und Kanada 
geltend gemacht werden, gilt: 

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmer an jedem Schaden: 
20 %, mindestens 1.000 EUR, höchstens 5.000 EUR. Kosten gel-
ten als Schadenersatzleistungen. 

 

4. Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungs-
union angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versiche-
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rers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei ei-
nem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist.  

 
Abwasserschäden 
 

Eingeschlossen sind - in teilweiser Abweichung von Ziff. 7.14 AHB - Haft-
pflichtansprüche aus Sachschaden durch Abwässer. Ausgeschlossen 
bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitungen durch Verschmut-
zungen und Verstopfungen und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 

 

Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 

Eingeschlossen sind außerdem Haftpflichtansprüche aus Sachschaden, 
der entsteht durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, 
Dämpfen und Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub 
u. dgl.).  

 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für 
Sachschäden je Versicherungsfall 500.000 EUR, sofern nicht etwas an-
deres vereinbart ist. Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt das Doppelte dieser Versicherungssumme. 

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versicherungs-
fall: 10 %, mindestens 100 EUR, höchstens 1.000 EUR.  

 

Arbeits- und Liefergemeinschaften  

 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an Arbeits-
oder Liefergemeinschaften auch dann, wenn sich der Haftpflichtan-
spruch gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst richtet.  

 

Für die Teilnahme an Arbeits- oder Liefergemeinschaften gelten unbe-
schadet der sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der Versi-
cherungssummen) folgende Bestimmungen:  

 

1. Die Ersatzpflicht des Versicherers bleibt auf die Quote beschränkt, 
welche der prozentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an der 
Arbeits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei ist es unerheblich, 
welcher Partnerfirma die schadenverursachenden  Personen oder Sa-
chen (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören.  

 

2. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen 
Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeits- oder Liefer-
gemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeitsgemeinschaft beschaff-
ten Sachen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
gleichgültig, von wem die Schäden verursacht wurden.  

 

3.  Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Arbeits-
oder Liefergemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der Arbeits- o-
der Liefergemeinschaft gegen die Partner und umgekehrt.  

 

4. Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der verein-
barten Versicherungssummen über Ziff. 1. hinaus für den Fall, dass über 
das Vermögen eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet oder die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist und für diesen Partner 
wegen Nichtzahlung seines Beitrages kein Versicherungsschutz besteht. 
Ersetzt wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, so-
weit für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch erfor-
derlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.  

 

5. Versicherungsschutz im Rahmen der Ziff. 1 bis 3 besteht auch für die 
Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst.  

 

Beauftragung fremder Unternehmen/Subunternehmen  

 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
aus der Beauftragung fremder Unternehmen/Subunternehmen, auch 
Kraftfuhrunternehmen.  

 

Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der fremden 
Unternehmens/Subunternehmens/Kraftfuhrunternehmens und ihrer Be-
triebsangehörigen. 

 

Schweißen und Schneiden, Arbeiten mit Lötgeräten 

 

Versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden infolge von Schweiß-, 
Schneidearbeiten bzw. Arbeiten mit Lötgeräten, soweit es sich nicht um 
Schäden durch Umwelteinwirkung handelt. 

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Feuer- und Ex-
plosionsschaden 10 %, mindestens 100 EUR. 

 

Abbruch- und Einreißarbeiten sowie Sprengungen 

 

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Anlass von Abbruch- und 
Einreißarbeiten an Bauwerken sowie von Sprengungen von eigenen Ge-
bäuden auf dem Betriebsgrundstück. 

 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, die entstehen 

 

- bei Abbruch- und Einreißarbeiten: 

in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des einzureißenden 
Bauwerks entspricht; 

- bei Sprengungen: 

an Immobilien in einem Umkreis von weniger als 150 m. 

 

Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versicherungs-
fall: 10 %, mindestens 100 EUR, höchstens 1.000 EUR. 

 
Be- und Entladeschäden 
 

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, ist eingeschlossen - abwei-
chend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen der Beschä-
digung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern durch / oder beim 
Be- und Entladen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungsschutz, 
wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf Land- oder 
Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- und 
Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von 
Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind. 

 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung der Ladung 
von Fahrzeugen und Containern. 

 

Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versicherungs-
fall: 10 %, mindestens 100 EUR, höchstens 1.000 EUR. 
 
Leitungsschäden 
 
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Erdleitungen 
(Kabel, unterirdische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere 
Leitungen) sowie an elektrischen Frei- und Oberleitungen einschließlich 
der sich daraus ergebenden Folgeschäden, wenn die folgenden Maß-
nahmen durchgeführt worden sind: 
 
1. Vor Ausführung der Arbeiten ist von den zuständigen Stellen - 

zum Beispiel Elektrizitätswerk, Gaswerk, Tiefbauamt - eine schrift-
liche Auskunft darüber einzuholen, ob und wo an der Arbeitsstelle 
Erdleitungen verlaufen. Ist schriftliche Auskunft nicht zu erlangen, 
so muss das Ergebnis der Ermittlungen den zuständigen Stellen 
durch eingeschriebenen Brief bestätigt werden. 

 
2. Leitet der Versicherungsnehmer die Bauarbeiten nicht selbst, so 

hat er das Ergebnis seiner Ermittlungen zu 1. vor Beginn der Ar-
beiten dem für die Baustelle Verantwortlichen gegen eine schrift-
liche Empfangsbescheinigung auszuhändigen. 

 
3. Der Beginn der Arbeiten ist den zuständigen Stellen so rechtzeitig 

schriftlich mitzuteilen, dass sie erforderliche Sicherungsmaßnah-
men treffen können. 

 
4. Jede Beschädigung von Erdleitungen ist den zuständigen Stellen 

sofort zu melden und schriftlich zu bestätigen. 
 
Abweichend von Ziff. 7.7 AHB schließt der Versicherungsschutz auch die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Bearbeitungsschäden an solchen Leitun-
gen ein. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versicherungs-
fall: 10%, mindestens 100 EUR, höchstens 1.000 EUR. 
 
Tätigkeitsschäden für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
 
Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzliche Haft-
pflicht aus Schäden an fremden Sachen und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn  
- die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, Beför-
derung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen 
gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der  Tätigkeit betroffen waren; 
- die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer 
diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) be-
nutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, 
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als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung 
betroffen waren; 
- die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder - sofern 
es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im unmittelbaren 
Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt 
der Tätigkeit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermei-
dung von Schäden getroffen hatte. 
 
Das gilt insbesondere für solche Schäden, die durch eine Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an behandeltem Gut entstanden sind und die 
dadurch entstehen, dass  
• der Versicherungsnehmer ein falsches Spritzmittel verwendet, 
• das Gut zum falschen Zeitpunkt behandelt wird,  
• für das behandelte Gut eine falsche Mitteldosierung angewendet wird, 
• das Fruchtgut verloren geht oder verschmutzt wird (z. B. durch Mähdre-

scher oder Traubenvollernter), 
• das Fruchtgut beschädigt wird (z. B. durch eine Trocknungsanlage) o-

der  
• das Fruchtgut in einer Abfüllanlage fehlerhaft behandelt wird.  
Dies gilt jedoch nicht, soweit für den Versicherungsnehmer Versiche-
rungsschutz über eine Kfz-Versicherung besteht. Dies ist bei Schäden 
der Fall, die dadurch entstehen, dass der Versicherungsnehmer den zu 
bearbeitenden Acker verwechselt. 
 
Die Ausschlussbestimmungen der AHB Ziffer 1.2 (Erfüllungsansprüche) 
und der AHB Ziffer 7.8 (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbei-
ten oder Sachen) bleiben bestehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben ferner Haftpflichtansprüche wegen der Beschä-
digung von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Reparatur 
oder zu sonstigen Zwecken befinden, befunden haben oder die von ihm 
übernommen wurden und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. 
 
Die Ersatzleistung beträgt bei Tätigkeitsschäden im eigenen Betrieb 
50.000 EUR je Versicherungsfall und steht zweifach für alle Schäden ei-
nes Versicherungsjahrs im Rahmen der vereinbarten Versicherungs-
summe für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) zur Ver-
fügung. 
 
Die Ersatzleistung beträgt bei Tätigkeitsschäden außerhalb des eigenen 
Betriebes 25.000 EUR je Versicherungsfall und steht zweifach für alle 
Schäden eines Versicherungsjahrs im Rahmen der vereinbarten Versi-
cherungssumme für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) 
zur Verfügung. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 10 %; 
mindestens jedoch 100 EUR.  
 
Gewahrsamschäden  

 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, wird abweichend von Ziff. 7.6 
AHB für Gewahrsamschäden im folgenden Umfang Versicherungs-
schutz gewährt: 
 
1. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche Haft-

pflicht des Versicherungsnehmers für Beschädigung und Verlust 
von fremden Sachen - auch Zugmaschinen und selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen, jedoch nicht Kraftfahrzeuge anderer Art -, die 
der Versicherungsnehmer gemietet, gepachtet, geliehen hat oder 
die Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind 
unter der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer für das 
Schadenereignis keinen Versicherungsschutz aus einer eventuell 
bestehenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung beanspru-
chen kann.  

 
2. Der Versicherungsschutz ist davon abhängig, dass der Versiche-

rungsnehmer die Sache kurzfristig, längstens drei Monate - bei 
Inventar gepachteter Betriebe jedoch unbefristet -, zum Gebrauch 
im eigenen land- und/oder forstwirtschaftlichen Betrieb, im Rah-
men der Nachbarschaftshilfe oder des überbetrieblichen Maschi-
neneinsatzes in Gewahrsam hat. Das Risiko der hiermit in unmit-
telbarem Zusammenhang stehenden Beförderung, auch mit Kraft-
fahrzeugen aller Art, ist eingeschlossen. 

 
3. Während des Fahrbetriebes beschränkt sich der Versicherungs-

schutz für Schäden an den benutzten fremden Zugmaschinen, 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und mit Kraftfahrzeugen aller 
Art verbundenen Anhängern und Arbeitsgeräten auf solche Schä-
den, die auf ein Unfallereignis, auf Brand oder Explosion zurück-
zuführen sind. Unfallschäden im Sinne dieser Bestimmung sind 
solche Schäden, die auf ein unmittelbar von außen her plötzlich 
mit mechanischer Gewalt einwirkendes Ereignis zurückzuführen 
sind. 

 
Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden sind keine Unfallschä-
den. Bremsschäden im Sinne dieser Bestimmung sind nur solche 
Schäden, die unmittelbar durch den Bremsvorgang entstehen. 

Betriebsschäden im Sinne dieser Klausel sind alle Schäden, die 
durch falsche Bedienung unmittelbar an den fremden Zugmaschi-
nen, Anhängern, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen und mit 
Kraftfahrzeugen verbundenen Anhängern entstanden sind. Reine 
Bruchschäden sind im Gegensatz zu einem Gewaltbruch solche 
Schäden, bei denen es sich um einen Ermüdungsbruch handelt. 
 

Brems-, Betriebs- und reine Bruchschäden sind im vorgenannten 
Umfang mitversichert.  
 

4. Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden 

 
 a)  an beim Versicherungsnehmer einstehenden fremden Tie-
ren, 
 

b)  an Gegenständen, die im Miteigentum des Versicherungs-
nehmers stehen, es sei denn, dass das Miteigentum nur 
durch die Mitgliedschaft zu einer eingetragenen Genossen-
schaft oder Maschinengemeinschaft begründet wird 

 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 
Über den Sachschaden hinausgehende Schadenersatzansprü-
che, insbesondere für Nutzungsverlust, ferner für zufälligen Un-
tergang und zufällige Verschlechterung der Sache sowie die Er-
füllung von Verträgen sind nicht Gegenstand der Versicherung 
(siehe auch Ziff. 1.2 AHB). 

 
5.  Die Versicherungssumme wird, soweit nichts anderes vereinbart 

ist, auf 50.000 EUR je Schadenereignis, beim Abhandenkommen 
von Sachen (auch Tieren), auf 1.200 EUR je Schadenereignis be-
grenzt. Bei Miteigentum im Rahmen einer Maschinengemein-
schaft wird im Verhältnis des Eigentumsanteils des Versiche-
rungsnehmers auf die Schadenssumme nicht geleistet. 

 

Die Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers an jedem Versiche-
rungsfall beträgt 10 %, mindestens jedoch 100 EUR. 

 
Öffentlich-rechtliche Ansprüche 
 
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - auch solche Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden, die auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Vorschrift geltend gemacht werden. 
 
Die Versicherungssumme wird auf 25.000 EUR je Versicherungsfall be-
grenzt. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers je Versicherungsfall: 20 %. 
 
Auslösen eines Fehlalarms  
 
Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Vermö-
gensschäden durch einen versehentlich ausgelösten Alarm bei Dritten. 
Mitversichert sind - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - insoweit auch öffent-
lich-rechtliche Ansprüche.  
 
Flurschäden anlässlich Weidebetriebs 
 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist eingeschlossen die gesetzliche 
Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes (ausgenom-
men Schäden durch Schafhaltung von Herden über 100 Tiere). 
 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, ist nicht eingeschlossen die gesetz-
liche Haftpflicht aus Flurschäden anlässlich des Ausbrechens von Schaf-
herden mit über 100 Tieren aus dem Pferch. 
 
Vermögensschäden 
 

I. Vermögensschäden - Datenschutz 

 

Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 7.16 AHB - die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2 AHB we-
gen Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sind, aus der Verletzung von Datenschutzge-
setzen durch Missbrauch personenbezogener Daten. 

 

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.4 AHB - gesetzliche 
Haftpflichtansprüche von Versicherten untereinander. 

 

II. Sonstige Vermögensschäden 
 

Falls besonders vereinbart: 

 

Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2 AHB wegen 
Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 
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Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

 

a) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrage oder 
für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sa-
chen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 

 

b) durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, Er-
schütterungen); 

 

c) aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü-
fender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

 

d) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen; 

 

e) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

 

f) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstal-
tung; 

 

g) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- o-
der ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvor-
gängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und 
Unterschlagung; 

 

h) aus  

- Rationalisierung und Automatisierung 

- Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederher-
stellung, 

- Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Da-
ten; 

 

i) aus der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Namens-
rechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten so-
wie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

 

j) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kos-
tenanschlägen;  

 

k) aus Pflichtverletzung, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 
gegenwärtige Mitglieder von Vorständen, Geschäftsführung, 
Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder 
Aufsichtsgremien / Organe im Zusammenhang stehen; 

 

l) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftrag-
gebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 

 

m) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen. 

 
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung Land- und Forstwirtschaft 
 
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB - Haftpflichtan-
sprüche durch Umwelteinwirkung auf Boden, Luft oder Wasser (ein-
schließlich Gewässer) und alle sich daraus ergebenden Schäden gemäß 
den Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versi-
cherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im 
Rahmen der Betriebshaftpflichtversicherung für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (BBU LW/B). 
 
Umweltschadensversicherung (USV) Land- und Forstwirtschaft 
 
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.10 (a) AHB - Ansprüche, die 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Umweltschäden gemäß Umwelt-
schadensgesetz oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsgesetzen geltend ge-
macht werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von 
einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden entstandenen 
Kosten in Anspruch genommen wird. Der Versicherungsschutz bleibt aber 
für solche Ansprüche erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden können.  
 
Es gelten die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Umwelt-
schadensversicherung (USV) Land- und Forstwirtschaft  
-Premiumschutz- 

USV-Grunddeckung  
USV-Zusatzbaustein 1  
Erweiterung Grundwasser 
USV-Zusatzbaustein 2.  

 
Die Versicherungssumme beträgt, auch für die Zusatzbausteine, je Ver-
sicherungsfall 3.000.000 EUR. Diese Versicherungssumme bildet auch 
die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres. Es gelten die in den USV geregelten Selbstbe-
teiligungen.  
 
Eigenschäden 
 
Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - auch ohne dass 
ein Umweltschaden droht oder eintritt - Schäden an unbeweglichen Sa-
chen des Versicherungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass 
umweltschädliche Stoffe bestimmungswidrig aus Anlagen gemäß Ziff. 
1.1 der Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Ver-
sicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im 
Rahmen der Betriebshaftpflichtversicherung für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (BBU LW/B) ausgetreten sind. Dies gilt abweichend von 
Ziff. 7.14 AHB auch bei allmählichem Eindringen der Stoffe in die Sa-
chen. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung 
des Zustandes, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende 
Wertverbesserungen sind abzuziehen. 
 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an solchen Anlagen selbst. 
 
Die Versicherungssumme wird auf 25.000 EUR je Versicherungsfall be-
grenzt. 
 
Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers je Versicherungsfall: 20 %. 
 

Strahlenschäden 

 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB und 
Ziff. 7.12 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers aus 

 

- dem deckungsvorsorgefreien Umgang mit radioaktiven Stof-
fen; 

 

- Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten. 

 

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch Umwelt-
einwirkung umfasst, besteht kein Versicherungsschutz über die 
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung. 

 

2. Werden vom Versicherungsnehmer gelieferte Erzeugnisse, Arbei-
ten oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen verwendet, ohne dass dies für den 
Versicherungsnehmer ersichtlich war, wird sich der Versicherer 
nicht auf Ziff. 7.12 AHB berufen.  

 

Dies gilt nicht für Schäden 

- die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder von 
einer solchen Anlage ausgehen;  

- die durch die Beförderung von Kernmaterialien einschließlich 
der damit zusammenhängenden Lagerung bedingt sind. 

 

3. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 

 

- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes (Ge-
nom), die ab der zweiten Generation eintreten; 

 

- wegen Personenschäden solcher Personen, die - gleichgültig 
für wen oder in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wis-
senschaftlichem Anlass im Betrieb des Versicherungsneh-
mers eine Tätigkeit ausüben und hierbei die von energierei-
chen ionisierenden Strahlen oder Laserstrahlen ausgehen-
den Gefahren in Kauf zu nehmen haben. 

 

- gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, 
der den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem 
Strahlenschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, behörd-
lichen Verfügungen oder Anordnungen verursacht hat. 
 

Vertraglich übernommene Haftpflicht  

 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.3 AHB - die vom Versiche-
rungsnehmer als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer durch 
Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht des jeweiligen Vertrags-
partners (Vermieter, Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) in dieser Ei-
genschaft. 
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Mietsachschäden 

 

1. Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden, die anlässlich von Dienst- und 
Geschäftsreisen an gemieteten Räumen in Gebäuden entstehen 
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

2. Mietsachschäden an Immobilien durch Brand und Explosion, Lei-
tungswasser und Abwasser  

 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden an zu betrieblichen Zwecken ge-
mieteten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räumen (nicht je-
doch an Einrichtung, Produktionsanlagen und dgl.) und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden durch Brand, Explosion, 
Leitungswasser und - insoweit abweichend von Ziff. 7.14 AHB - 
durch Abwasser. 

 

 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungs-
summe für Sachschäden je Versicherungsfall 1.000.000 EUR, be-
grenzt auf 2.000.000 EUR für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres. 

 

3. Mietsachschäden an Immobilien durch sonstige Ursachen 

 

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Schäden an gemieteten (nicht geleasten) 
Gebäuden und/oder Räumen (nicht jedoch an Einrichtungen, Pro-
duktionsanlagen, Grundstücken und dergleichen) und alle sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden. 

 

Die Ersatzleistung beträgt 100.000 EUR je Versicherungsfall und 
steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahrs im Rah-
men der vereinbarten Versicherungssumme für sonstige Schäden 
(Sach- und Vermögensschäden) zur Verfügung. Selbstbeteiligung 
des Versicherungsnehmers an jedem Schaden: 250 EUR. 

 

4. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche 

 

- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers; 

- von gesetzlichen Vertretern des Versicherungsnehmers und 
solchen Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat; 

- von Angehörigen (siehe Ziff. 7.5 AHB) der vorgenannten Per-
sonen, wenn sie mit diesen in häuslicher Gemeinschaft le-
ben; 

- von Unternehmen, die mit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich verbunden 
sind und unter einer einheitlichen unternehmerischen Leitung 
stehen. 

 

Abhandenkommen von Sachen 

 

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Ziff. 2.2 AHB und abweichend von 
Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen 
von Sachen (einschl. Kraftfahrzeuge und Fahrräder mit Zubehör) der Be-
triebsangehörigen und Besucher. Ausgenommen hiervon sind Geld, 
Wertpapiere (einschl. Sparbücher), Scheckhefte, Scheck- und Kreditkar-
ten, Urkunden, Kostbarkeiten und andere Wertsachen.  

 
Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für 
Sachschäden je Versicherungsfall 50.000 EUR, höchstens 100.000 EUR 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres. 
 
Schlüsselverlust (im Rahmen der Betriebs- und der Privathaft-
pflichtversicherung) 
 
Eingeschlossen ist - in Ergänzung von Ziff. 2 AHB und abweichend von 
Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen 
von fremden, auch berufsbezogenen Schlüsseln, auch Codekarten 
(auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich 
rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden haben.  
 
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechslung von 
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherungs-
maßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, ge-
rechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels fest-
gestellt wurde.  
 
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgeschäden eines 
Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs) sowie aus dem Verlust von 
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu bewegli-
chen Sachen.  
 

Die Versicherungssumme ist auf 250.000 EUR begrenzt. Die Gesamt-
leistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt 
das Doppelte dieser Versicherungssumme. Von jedem Schaden hat der 
Versicherungsnehmer 10 %, mindestens 100 EUR, höchstens 
1.000 EUR, selbst zu tragen. 
 
4. Risikobegrenzungen 
 
Nicht versicherte Risiken 
 

1. Ausgeschlossen sind Ansprüche 

 

a) wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, an-
deren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfü-
gung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das glei-
che gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben; 

 

b) auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive 
oder exemplary damages; 

 

c)  nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusam-
menhang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartige Bestimmungen 
anderer Länder. 

 

2. Ausgenommen von der Versicherung und besonders zu versi-
chern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versiche-
rung gegeben oder nach Besonderen Bedingungen oder Risiko-
beschreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist, insbe-
sondere die Haftpflicht 

 

a) aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder Be-
ruf eigen, noch sonst dem versicherten Risiko zuzurechnen 
sind; 

 

b) wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arz-
neimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arz-
neimittel, für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft 
als pharmazeutischer Unternehmer i. S. des AMG eine De-
ckungsvorsorge zu treffen hat; 

 

c) als Betreiber einer gentechnischen Anlage oder einer Frei-
setzung von gentechnisch veränderten Organismen i. S. des 
Gentechnikgesetzes (GenTG) wegen Personen- und Sach-
schäden infolge von Eigenschaften eines Organismus, die 
auf gentechnischen Arbeiten beruhen; 

 

d) aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Spreng-
stoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie 
aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken; 

 

e) aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von 
Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen und 
nichtselbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb; 

 

f) wegen Bergschäden (i. S. des § 114 BBergG), soweit es sich 
handelt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Be-
standteilen und Zubehör; wegen Schäden beim Bergbaube-
trieb (i. S. des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Was-
ser- und Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosio-
nen. 

 

g) wegen Mängeln oder Fehlen von zugesicherten Eigenschaf-
ten von Produkten, Lieferungen, Arbeiten und Leistungen, die 
über die gesetzliche Haftpflicht hinausgeht und wegen Scha-
den und Kosten des Versicherungsnehmers (Erweiterte Pro-
dukthaftpflicht). 

 

3. Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge 

 

Nicht versichert ist die Haftpflicht 

 

a) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen. 

 

b) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person 
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen o-
der für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahr-
zeugs in Anspruch genommen werden.  
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c) Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

 

d) Eine Tätigkeit der unter a) und b) genannten Personen an 
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasser-
fahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, 
wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb ge-
setzt wird. 

 

4. Luft- und Raumfahrzeuge 

 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- 
oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen 
werden. 

 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Ver-
sicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungs-
schutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

 

a) der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen soweit die Teile ersichtlich für den Bau von 
Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder 
Raumfahrzeuge bestimmt waren, 

 

b) Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen, 

 

 und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit 
diesen beförderten Sachen, der Insassen und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden sowie wegen sonstiger Schäden 
durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 

 

5. Brand- und Explosionsschäden 

 

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Versiche-
rungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang 
mit brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen. 

 

6. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die im ursächli-
chen Zusammenhang mit Halogenkohlenwasserstoffen (HKW) 
bzw. HKW­haltigen Substanzen oder polychlorierten Biphenylen 
(PCB) oder PCB­haltigen Substanzen stehen. Zu den HKW bzw. 
HKW­haltigen Substanzen zählen insbesondere die chlorierten 
Kohlenwasserstoffe (CKW) sowie die Fluorkohlenwasserstoffe 
(FKW). 

 

7. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden aus übertragba-
ren spongiformen Enzephalopathien (BSE­Ausschluss). 

 

8. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden im Zusammen-
hang mit Betrieb, Besitz, Eigentum, Errichtung, Montage und War-
tung von Offshore-Risiken. 

 

9. Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden aus dem Besitz 
und Betrieb von Pipelines (Leitungen für Gas, Öl, Ölprodukte oder 
sonstige gefährliche Stoffe), soweit die Leitungen das Betriebsge-
lände verlassen. 

 

5. Kumulklausel 

 
Beruhen mehrere Versicherungsfälle auf derselben Ursache oder auf 
gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere sachli-
cher und zeitlicher Zusammenhang besteht, und besteht für einen Teil 
dieser Versicherungsfälle Versicherungsschutz nach dieser Betriebshaft-
pflichtversicherung und für den anderen Teil dieser Versicherungsfälle 
Versicherungsschutz nach einer Umweltversicherung (Umwelthaftpflicht- 

und Umweltschadensversicherung), so steht für diese Versicherungs-
fälle nicht der Gesamtbetrag aus beiden Versicherungssummen, son-
dern bei gleichen Versicherungssummen höchstens eine Versicherungs-
summe, ansonsten maximal die höhere Versicherungssumme zur Verfü-
gung.  
 
Sofern die in der Betriebshaftpflicht- bzw. der Umweltversicherung (Um-
welthaftpflicht- und Umweltschadensversicherung) gedeckten Versiche-
rungsfälle in unterschiedliche Versicherungsjahre fallen, ist für die Be-
stimmung der maximalen Versicherungssumme für diese Versicherungs-
fälle das Versicherungsjahr maßgeblich, in dem der erste im Rahmen der 
Betriebshaftpflichtversicherung gedeckte Versicherungsfall eingetreten 
ist.  

 

6. Fair-Play-Klauseln 
 
Versehensklausel 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf versehentlich nicht ge-
meldete, nach Beginn der Versicherung eingetretene Risiken, die im 
Rahmen des Betriebes liegen und weder nach den Allgemeinen noch 
Besonderen Bedingungen des Vertrages von der Versicherung ausge-
schlossen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich 
des Versäumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die entspre-
chende Anzeige zu erstatten und den danach zu vereinbarenden Beitrag 
von Gefahreneintritt an zu entrichten.  
 
Eine versehentlich verspätete Abgabe der Schadenmeldung beeinträch-
tigt den Versicherungsschutz nicht. 
 
Die Bestimmungen der Versehensklausel gelten nicht für die Umweltver-
sicherung (Umwelthaftpflicht- sowie Umweltschadensversicherung). 
 

Nachhaftung  

 

Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder dau-
ernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des 
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Personen-, Sach- oder mitversicherte Vermö-
gensschäden weiter, die während der Wirksamkeit des Versicherungs-
verhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:  

 

- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von fünf Jahren vom Zeit-
punkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an gerech-
net.  

 

-  Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit 
im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, 
in dem das Versicherungsverhältnis endet.  

 
Schiedsgerichtsvereinbarungen  
 
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt eines Versi-
cherungsfalles beeinträchtigt den Versicherungsschutz nicht, wenn das 
Schiedsgericht folgenden Mindestanforderungen entspricht:  
-  Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schiedsrichtern. 

Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Befähigung zum Rich-
teramt haben. Haben die Parteien ihren Firmensitz in verschiedenen 
Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehören.  

 
-  Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht und nicht 

lediglich nach billigem Ermessen (ausgenommen im Falle eines Ver-
gleichs, sofern dem Versicherer die Mitwirkung am Verfahren er-
möglicht wurde). Das anzuwendende materielle Recht muss bei Ab-
schluss der Schiedsgerichtsvereinbarung festgelegt sein.  

 
-  Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und begründet. In 

seiner Begründung sind die die Entscheidungen tragenden Rechts-
normen anzugeben.  

 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die Einleitung 
von Schiedsgerichtsverfahren unverzüglich anzuzeigen und dem Versi-
cherer die Mitwirkung am Schiedsgerichtsverfahren entsprechend der 
Mitwirkung des Versicherers an Verfahren des ordentlichen Rechtswe-
ges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Auswahl des vom Versicherungs-
nehmer zu benennenden Schiedsrichters ist dem Versicherer eine ent-
scheidende Mitwirkung einzuräumen.  
 

 
 
 
 

 
Beschlossen vom Verwaltungsrat am 26. November 2018 

Gültig ab 1. Januar 2019 
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